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König Wladislaus I. transsumierte und bestätigte am 20. Juli 1440, 
kurz nach seiner Krönung, auf Bitten der Stände in einem umfangreichen 
Privileg mehrere frühere Gesetze. I nter den transsumierten Gesetzen 
befanden sich unter anderen die Beschlüsse des Reichstags vom Jahre 
1298 sowie die Artikel einer Resolution des königlichen Rates, das heisst 
der praelati et barones. Diese Resolution enthält keinerlei Hinweis, der den 
Forscher hinsichtlich des Zeitpunktes ihres Entstehens orientieren könn­
te. Ihren Wortlaut kennen wii, genauso wie jenen des Gesetzes vom Jahre 
1298 nur aus dem Transsumpt vom Jahre 1440. Im Transsumpt ver­
schmilzt ihr Wortlaut gleichsam mit dem des Gesetzes vom Jahre 1298, 
ihre Abschnitte folgen ohne einleitendem Teil oder einer anderen wahr­
nehmbaren Trennung jenen des letzteren, und nur bei einem aufmerk­
samen Lesen merkt man es, dass es sich um die Produkte zwei verschiede­
ner gesetzgeberischer Akte handelt. Die Zeitgebundenheit der undatier­
ten Resolution ist daher seit nunmehr 175 Jahren eine mit Recht um­
strittene Frage sowohl der Rechtsgeschichte wie auch der Geschichts­
schreibung.
Hinsichtlich der Grenzpunkte ihres Entstehens kann die Tatsache 
orientieren, dass das Transsumpt des Königs Wladislaus 1. ihre Artikel 
unmittelbar nach dem Gesetz vom Jahre 1298, aber vor dem Gesetz vom 
Jahre 1351 anführt. Das Entstehen der Resolution der praelati et barones 
dürfen wir demnach — aufgrund der Reihenfolge der zu gleicher Zeit 
transsumierten Gesetze — mit der Zeit zwischen 1298 und 1351 anneh­
men. Die Meinung der bisherigen Forscher stimmt darin überein, dass 
die Artikel um die Wende des 13. und 14. Jahrhunderts entstanden sind, 
hinsichtlich der näheren Datierung gehen jedoch die Ansichten auseinan­
der: die eine Auffassung nimmt die letzten Jahre des Königs Andreas III. 
(1290—1301), die andere den Beginn des Zeitalters des Hauses Anjou als 
Zeitpunkt ihres Entstehens an. Das Problem prüfte zuletzt L. Szilagvi 
in seiner 1957 publizierten Arbeit.1 Er leitet sie von den Jahren 1312 — 
1315 ab.
Zweifellos kann man sowohl für den Ursprung der geprüften Quelle 
in der Arpadenzeit, wie auch für den zur Zeit der Anjous mehr oder m in­
der gewichtige Argumente anführen.2
Ich bin jedoch der Ansicht, dass das Problem au f der derzeitigen 
Ebene unserer Forschung und unserer Kenntnisse nicht mit völliger Ge­
wissheit geklärt und abgeschlossen werden kann. Ich meine daher, dass 
das Problem in zwei Teile getrennt werden muss: au f die Frage des Zeit­
punktes der Kodifizierung und au f die des Erscheinens des kodifizierten 
Stoffes im Rechtsleben Ungarns.
Bei derartigen Untersuchungen besteht nämlich das Problem nicht 
ausschliesslich in einer Stellungnahme bezüglich des Beginns und des 
Endes der Zeitspanne von 10—15 Jahren. Wenn nämlich der königliche 
Rat diesen Beschluss tatsächlich während der Jah re  1312 bis 1315 gefasst 
ha t, dann ergeben sich jene Fragen von prim ärer Bedeutung, welche der 
in ihm enthaltenen Rechtsinstitutionen als Erbe der Arpadenzeit zu be­
trachten sind, welches Verhältnis zwischen eler Gesetzgebung der frühen 
Anjou-Zeit und dem Rechtsleben ties 13. Jahrhunderts besteht, welche 
die Neuerungen Karls I. (1308- 1342) sind, und was als W eiterentwick­
lung der au f den Grundlagen der Arpadenzeit entstandenen Initiativen 
aufgefasst werden kann.
In tien folgenden Erörterungen will ich daher vor allem die Bezie­
hungen der verschiedenen Institutionen des undatierten Ratsbeschlusses 
zur Arpadenzeit nach weisen, und hernach trachte ich gewisse Momente 
ties Gesetzes vom Jahre 1298 zu beleuchten, die in die Entwicklung des 
Rechts vom 14. Jahrhundert bleibend eingebaut und zu dessen Bestand­
teil wurden.
I
Prüfen wir als erstes die Hinweise des Gesetzes auf die Gerichtsver­
fassung. Von diesen verdienen der Gebrauch des Fachausdrucks „judex 
Ordinarius“, tlie Bezeichnung des Palatins als „dominus palatinus" und 
die Auslegungen über tlie Komitatsgeriehtsbarkeit Aufmerksamkeit.2 
Die „ordentlichen Richter“ kommen in den Artikeln 46, 48, 50, 57 und 
76 des Beschlusses vor.1 Laut Artikel 46 sind die seitens des Königs be­
auftragten 12 Adligen im Komitate verpflichtet über tlas Ergebnis ihrer 
in Sachen der Gewalttätigkeit (Jadam potentiae) durchgeführten Unter­
suchung dem Herrscher Bericht zu erstatten, aufgrund dessen der „judex 
Ordinarius causae“ Gerechtigkeit widerfahren lässt.
Gemäss Artikel 48 sind im Stuhl des Vizegespans („in sede vicecomi- 
tis“) „omnia etiarn instrumenta in curia regia per dominum palatinum vel 
judicem curie aut alios judices ordinarios in factis eriminalibus adjudi- 
canda“ niederzulegen. Artikel 50 verfügt, dass wenn jenmno wegen fac­
tum potentiae, ealumnia, exhibitio falsarum litterarum oder anderen 
dergleichen verurteilt wird, dessen Güter so lange zu beschlagnahmen 
sind, bis „judici ordinarioet parti adverse . . . satisfactio inpendatur“.
Laut Artikel 57 erhält die Hälfte des nach dem Schadenersatz ver­
bleibenden Teiles des Vermögens einer Person, die wegen Gewalttätigkeit
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bestraft wurde, der Geschädigte, zwei Drittel der anderen Hälfte gebüh­
ren hingegen „judici ordinario“. Artikel 70 verfügt über die Entlohnung 
der Beauftragten des glaubwürdigen Ortes, sofern sie „juxta regiuin 
mandatum aut judiciariam comissionem palatini vel judicis curie regie 
seu alterius cuiusdam judicis ordinarii“ ausw ärtigen Dienst verrichten.
Was mag wohl das Gesetz an diesen Stellen unter dem Begriff ordent­
licher Richter verstehen ? Gemäss dem Kommentar Kovachich’s handelt 
es sich hier noch nicht um die spätere Organisation der ordentlichen 
Richter im Lande, hier ist unter ordentlichem Richter vielmehr jeder zu 
verstehen, der „delata sibi per legem judicandi jurisdictione gaudebat“.3
Allerdings könnte man annehmen, dass unter o r d e n t l i c h e n  R ic h te r n  
schon hier — der Auffassung des 15. Jahrhunderts entsprechend — d ie  
R ic h te r  in  d e r  k ö n i g l i c h e n  K u r i e ,  vor allein der Hofrichter und der Palatin 
zu verstehen sind, ja sogar, dass der Artikel 76 den seinerzeitigen Quer­
schnitt der gesamten Gerichtsbarkeit in der Kurie widerspiegelt. Eine 
Auslegung dieser Art kann jedoch nicht ohne Vorbehalt akzeptiert wer­
den. Bei Identifizierung der Begriffe kurialer Richter und ordentlicher 
Richter muss nämlich die Frage gestellt werden, wer zur Zeit des Entste­
hens des Beschlusses — sei es Ende des 13. Jahrhunderts, sei es zwischen 
1312 und 1315 — ausser dem Palatin und dem Hofrichter als ordentlicher, 
das heisst kurialer Richter zu betrachten sei. Der Wortgebrauch des 
Artikels 48 (a l i i  j u d i c e s  o r d i n a r i i) und des Artikels 7(1 ( a l t e r  g n i d a m  j u d e x  
O r d in a r i u s )  macht es unmöglich dieser Frage aus dem Wege zu gehen. 
Falls der ordentliche Richter mit dem Richter in der Kurie identisch 
gewesen ist, musste es — gemäss dem Artikel 48 — neben dem Palatin 
und dem Hofrichter mindestens noch z w e i  solche gegeben haben. Ausser 
ihnen ist aber ein ordentlicher Richter in der Kurie — zumindest laut 
unserer derzeitigen Kenntnisse — aus der Zeit der Anjous noch lange 
nicht bekannt: der Kanzler wird erst um vieles später, nach Jahrzehnten 
eine regelmässige Rechtsprechungstätigkeit ausüben. Darum müssen 
auch die Argumente, die für die Erklärung Kovachich’s sprechen, geprüft 
werden. Für die Richtigkeit seiner Auslegung spricht der Wortgebrauch 
der Artikel 46 und 7ü: Artikel 40 erwähnt ausdrücklich j u d e x  O r d in a r iu s  
c a u s a e ,  also den ordentlichen Richter d e r  S a c h e  (und nicht der Kurie) 
ohne Konkretisierung, und Artikel 70 spricht ganz allgemein vom a l te r  
g n id a m  j u d e x  O r d in a r iu s ,  v o n  e i n e m  a n d e r e n  o r d e n t l i c h e n  R ic h te r .  Damit 
kann auch die Verfügung des Absatzes 4S in Einklang gebracht werden, 
in dem wir von ,,omnia etiam instrumenta in curia regia per dominum 
palatinum aut judicem curie aut alios judices ordinaries . . . adjudicanda4* 
lesen können. Hiervon kann nämlich die Folgerung abgeleitet werden, 
dass in der Kurie neben dem Palatin und dem Hofrichter von Fall zu 
Fall auch andere ordentliche Richter Vorgehen können. Darüber spricht 
der Artikel nicht, iras die Grundlage der Eigenschaft eines ordentlichen 
Richters ist, und auch darüber erfahren wir nichts, ob das ordentliche 
Richteramt der Rechtsprecher aus ihrer Eigenschaft als Richter in der 
Kurie folgt. Auch darüber besteht kein Zweifel, dass dieser Gesetzartikel 
die Rechtsprechung des o r d e n t l i c h e n  R ic h te r s  nicht an den königlichen Hof
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bindet. Vom objektiven Gesichtspunkt aus bekräftigt diese Auslegung 
jener Umstand, dass sich der Schwerpunkt der Rechtsprechung des Pa­
latins sowohl am Ende der Arpadenzeit wie auch zu Beginn des Zeitalters 
der Anjous ausserhalb des königlichen Hofes, auf das Land verlegt hat, 
und auch seine Kurie auf dem Lande erst um 1342 aufgelöst wurde.6 So­
wohl sprachliche wie auch sachliche Aspekte sprechen dagegen, dass in 
den Artikeln des Ratsbeschlusses der Begriff eines ordentlichen Richters 
mit dem eines Richters in der Kurie identifiziert werden könnte.
Deshalb ist der im Ratsbeschluss erwähnte ju d e x  O rd in a r iu s  w ahr­
scheinlich bloss ein vom ju d e x  delegatus unterschiedener ordentlicher 
Richter, das heisst ein solcher, der über eine eigene, ordentliche Ju ris­
diktion verfügte.6/0
Dafür, dass der vom König entsandte Richter als ,,judex a rege dele- • 
gatus“ bezeichnet wurde, finden wir schon vom Anfang des 13. Jahrhun­
derts, im Regestrum Va radi nense zahlreiche Beispiele,7 und von diesem 
Zeitpunkt an werden sie im Laufe des Jahrhunderts häufig erwähnt. 1297 
heisst es zum Beispiel in einer Urkunde des Königs Andreas III. vom 
Palatin, dass er in einem Prozess „judex per nos deputatus“ war.*
Dass der ju d e x  d e leg a tu s  erwähnt wird, erfordert schon an sich die 
Kenntnis des Begriffs ju d e x  O r d in a r iu s : ohne das hätte die Erwähnung 
der delegierten Eigenschaft des Richters keinen Sinn. Der ordentliche 
Richter ist in einer Urkunde um 1250 erwähnt („magister Dionisius non 
fuerit Ordinarius judex eorum. sed fuit arbiter inter eos et intellector“9, 
der im Jahre 120(5 zwischen Béla IV. und seinem Sohn abgeschlossene 
Fliedensvertrag bestimmt, dass in den Prozessen der Untertanen der 
beiden Béla und Stephan persönlich entscheiden werden „judiciis, in qui- 
bus partes condenmate fuerint. suis o r d in a r i i s  reservatis“10. 1274 schreibt 
Roland. Zipser comes, dass vor ihm „tanquam coram ju d i c e  o r d i n a r io “ 
die Sachsen von Kirchdrauf mit dem Zipser Propst Prozess führten.11 Im 
Jahre 1289 einigen sich die Parteien in einem Morgengabe-Prozess vor 
dem Pressburger Propst, und treffen Vorkehrungen für den Fall, wenn 
jemand die Sache wieder aufleben lassen würde „coram quocunque ju d i c e  
d e leg a ta  v el o r d i n a r io “ 12. Laut einer Urkunde des Kapitels von Raab vom 
Jahre 1299 erhob sein Bischof wegen Besitzzerstörung Klage „ c o r a m  ju d i -  
c iln ts  o r d i n a r i i s “ 13. Der Friedensvertrag des Herzogs von Österreich und 
des Königs Andreas III. vom Jahre 1291 erklärte, dass Andreas alle aus 
Österreich oder aus Deutschland stammenden Personen in ihren unter 
gerechtem Rechtstitel in Ungarn erworbenen Besitzen und Rechten be­
wahren wird, „salva tarnen in omnibus a u c to r ita t e  jw n s d i t t i o n i s  o r d in a r ie  
ad regem pertinente“14. Es ist demnach völlig wahrscheinlich, dass auch 
der erörterte Ratsbeschluss die Bezeichnung ju d e x  O rd in a r iu s  in keinem 
anderen Sinn gebraucht, wie er im Laufe des ganzen 13. Jahrhunderts 
gebraucht wurde. Darüber hinausgehend verdient erwähnt zu werden, 
dass der in der Gerichtsterminologie zur Zeit der Anjous häufige Aus­
druck in s t i t ia r in s  auch im 13. Jahrhundert vorkommt und die Kontinuität 
auch in dieser Beziehung besteht.13
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Aus dem 13. Jahrhundert stammt auch die Art und Weise der Be­
richterstattung, die das Gesetz über die inquisitiones vorschreibt, die in 
Gewalttätigkeitsprozessen durchgeführt wurden, welche ordentliche 
Richter verhandelten. Gemäss dem Artikel 46 sind nämlich die 12 dele­
gierten Adligen verpflichtet „domino regi“, dem König Bericht zu erstatten. 
In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts adressierten die glaubwürdi­
gen Orte und Komitate nicht allein die Relation über ihre auf Befehl des 
Königs durchgeführten Tätigkeiten an den Herrscher, sondern auch über 
solche, die der Hofrichter angeordnet hatte,16 ja in den letzten Jahr­
zehnten der Arpadenzeit, da damals auch die Behörde des Vizehofrich­
ters als praesentia regia gegolten hat, wurden auch die Berichte über 
Handlungen, die in dessen Auftrag durchgeführt wurden, an den König 
gerichtet.17 Indem das Gesetz die Schriftlichkeit der an die ordentlichen 
Richter — zumindest in Gewalttätigkeitsangelegenheiten — zu erstatten­
den Berichte regelte, wollte es in dieser Weise die Praxis, die sich im Laufe 
der Rechtsprechung des Hofrichters und des Vizehofrichters in der Ar­
padenzeit entfaltet hatte, auf die kuriale Rechtspflege des Palatins und 
anderer Richter ausdehnen. Ausserdem hat vielleicht das Siegel, das der 
König den delegierten 12 Adligen verlieh, auch seine Vorgeschichte in 
der Zeit der Arpaden. Eine nahverwandte Erscheinung könnte das Siegel 
der servientes régis von Zala vom Jahre 1232 sein, falls die Auslegungen 
J. Holub’s über die Zuverlässigkeit dieses, durch G. Hevenesi beschriebe­
nen Siegels richtig sind. Hevenesi vermerkte nämlich, dass er auf der 
bekannten Urkunde noch ein Siegel mit einem formlosen Doppelkreuz 
und einer derartigen Inschrift gesehen hat: „Sigillum servientium de Sza- 
Ia“. Holub misst dieser Aufzeichnung aus dem 17. Jahrhundert völlige 
Glaubwürdigkeit zu. Wenn es tatsächlich ein solches (heute schon un­
kontrollierbares) Siegel gegeben hat, so dürften das die servientes von 
Zala genauso vom König erhalten haben wie die Ermächtigung zur 
Rechtsprechung („licentiam iudicandi et faciendi iustitiam“). Das ist 
uns jedenfalls bekannt, dass Andreas II. einer privilegierten Gemein­
schaft, den Siebenbürger Sachsen im Jahre 1224 ein Siegel bewilligt bezie­
hungsweise verliehen hat, und dies bekräftigt die Wahrscheinlich­
keit dessen, dass die von Zala — falls sie tatsächlich ein solches 
Siegel besassen — dieses vom König erhalten haben dürften.18 Wenn 
sich Hevenesi’s Aufzeichnungen über das Siegel deren von Zala für un­
richtig erweisen, kann das von Andreas II. im Jahre 1224 den Sieben­
bürger Sachsen verliehene Siegel auch in diesem Fall als Vorbild jenes 
Siegels betrachtet werden, das die aus jedem Komitat zu delegierenden 12 
Adligen erhalten haben.
Auch der im Artikel 48 verzeiclmete Titel des Palatins dominus ju da­
ti nus beruht auf einer Tradition aus dem 13. Jahrhundert: zum indest ist 
sein kontinuierlicher Gebrauch von 1237 bis 1300 nachweisbar.19
Wenn wir die Artikel 45 und 46 von dem G esichtspunkt aus einer 
Prüfung unterziehen, welche Personen der König mit dem Verfahren 
betraut, und in welcher Weise dies erfolgt, stossen wir au f sehr in te r­
essante Zusammenhänge: „In  quolibet com itatu duedeeim  nobiles con-
4  ANNALES — Sectio Historien — Tomus XVII.
Ü B E R  D A S R E C H T S L E B E N  U N G A R N S  4 9
scientiosi et fide digni per dominum regem eligendi, ex qui bus tarnen duo- 
decim nobilibus quattuor debcnt esse in judices nobilium .“ Ihre Auf­
gabe war in Eigenmächtigkeitsangelegenheiten „simul inquirendo seis- 
c ita ri“, sodann wenn die W ahrheit erm ittelt und aufgeklärt wurde, 
(„[inquisita ? seita ?] verdate  “), über den Verlauf der Untersuchung (,,in- 
quisitionis seriem “) Bericht zu ersta tten .-0
Mit ähnlichen Aufgaben entsandten auch die Herrscher aus dem Hau­
se der Arpaden in einzelne Komitate königliche Kommissare in Ange­
legenheit von verbesserten Adels- oder Burggütern. So wie zum Beispiel 
Béla IV. ordnete laut einer (undatierten, aus den Jahren 1257 — 1270 
stammenden) Urkunde den Bischof Paul von Veszprém an. „quod una 
cum sex nobilibus per vos (sc. regem) mihi adjunctis de facto terrae no­
bilium de Simigio i n q u i r e r e m  v e r i t a t e m “ .21 Die Aufgabe war demnach: 
i n q u i r e r e  v e r i t a te m ,  the Bezeichnung jener aber, die damit beuftragt wur­
den, aufgrund der Aufgabe: i n q u i s i t o r  v e r i t a t i s .  Diese Bezeichnung er­
scheint öfter, so z. B. in den Jahren 1236, 1238 und in einer Urkunde 
Stephans V. aus dem Jahre 1270. Er delegierte in einer Versammlung des 
Komitates Eisenburg gleichfalls zum Vorgehen in Grundbesitzangelegen­
heiten „judices seu inquisitores veritatis“22 usw. „Inquisitores veritatis“ 
treffen wir auch in späteren Urkunden an. Am 28. Januar 1302 intitu­
lierten „Petrus comes Novicastri ae quattuor judices de eodem, Nicolaus 
comes dictus Churba de Boxa, magister Johannes de Seche, Demetrius 
comes (filius) Alexandri, Mattheus comes fiiius Pousa et alii nobiles“ 
eine Urkunde, wonach Gespan Elias und seine Familie mit Nikolaus Peke­
te von Tusa und dessen Familie eine Vereinbarung in Angelegenheit 
gegenseitiger Zerstörungen und Schadenstiftungen getroffen haben. Un­
ter den erledigten Beschwerden befand sich eine Klage „super aratione 
terrae . . . quam p o t e n c i a l i t e r  dixerunt arasse“. Der Vereinbarung gemäss 
darf Nikolaus gegenüber Elias zukünftig ,,L i f t e r a s  o d o  i n q u i s i t o r  u m  v e r i -  
t a t i s  de Novocastro super destructione villae suae Tusa“ vor Gericht nicht 
vor weisen.23 Spätestens vom 2. März 1308 stammt die Urkunde ,,j u d i c e s  
j u r a t i  e t  i n q u i s i t o r e s  v e r i t a t i s  de comitatu Zobolch“ darüber, dass die vor­
geladenen Personen vor ihnen nicht erschienen sind.21
Wenn wir nun die 12 Adligen, die im Gesetz mit der Untersuchung 
von Gewalttätigkeiten betraut wurden, aufgrund ihres Aufgabenkreises 
genauer bezeichnen müssten, könnten wir sie mit vollem Recht i n q u i ­
s i t o r e s  v e r i t a t i s  nennen. Die Urkunde vom Jahre 1302 beleuchtet auch 
nähere Beziehungen: die Anzahl der vom Gesetz delegierten Adligen be­
trägt mit Hinzurechnung der Stuhlrichter 12, ohne die letzteren 8. Auch 
die Urkunde erwähnt 8 i n q u i s i t o r e s  v e r i t a t i s  des Komitates Novicast­
ri. Bei Hinzurechnung der in der Urkunde dem Namen nach genannten 
4 j u d i c e s ,  erhalten wir die im Gesetz vorgeschriebene Zahl 12. Dies kön­
nen wir um so mehr tun, da die Urkunde neben dem Gespan und den 4 
Stuhlrichtern auch „alii nobiles“ intituliert haben, unter denen gewiss 
die i n q u i s i t o r e s  v e r i t a t i s  zu verstehen sind, genauso wie auch die Urkunde 
des Komitates Szabolcs die „judices jurati et inquisitores veritatis“ ge­
meinsam intituliert haben. Aus den Angaben des Komitates Novicastri
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gellt ausserdem auch das hervor, dass the inquisitores zu jener Zeit 
schon nicht allein in Bodenbesitz-Angelegenheiten vorgingen, sondern 
auch in solchen der Besitzzerstörung. Dies ist eine noch unmittelbarere 
und wichtige Übereinstimmung mit dem im Ratsbeschluss vorgeschrie­
benen Aufgabenkreis der 12 Adeligen. Das hingegen kann kaum bezwei­
felt werden. dass das in der vom Anfang des Jahres 1302 datierten Ur­
kunde beschriebene Verfahren ein Spiegelbild der Praxis zur Zeit der 
Arpaden ist. Die Verfügungen des Ratsbeschlusses entsprechen demnach 
auch in dieser Hinsicht dem Rechtsleben vom Ende des 13. Jahrhunderts.
Die Frage der inquisitores verilalis führt zu einem — in der Literatur 
um vieles ausführlicher behandelten und als abgeschlossen geltenden — 
Problem hinüber: zur Entstehung des Magistrats des adeligen Komitats, 
des Stuhlrichteramtes. Unter den auctores der Urkunde des Komitates 
Szabolcs figurieren nebeneinander che „judices jurati et inquisitores veri- 
tatis“, so wie dies auch dem Artikel 45 zu entnehmen ist. Nun aber birgt 
che Auslegung des Artikels 45 hier Schwierigkeiten und Fallen in sich. 
Wie ist dieser Satz zu erklären: „in quolibet comitatu duodecim nobiles 
. . . per dominum regem eligendi, ex qui bus duodecim nobilibus quattuor 
debent esse in judices nobilium“ ? Kovachich reagierte in seinem Kommen­
tar auf dieses Problem, er nahm es wahr nahm jedoch ihm gegenüber 
keine entschiedene Stellung ein.25 Ausser ihm würdigte auch P. Török 
diese Schwierigkeit einer Beachtung. Seine Lösung geht dahin, dass der 
Sinn der Massnahme war, wonach die Stuhlrichter vom König ernannt 
wurden. Seine Auffassung unterstützte er auch mit einer urkundlichen 
Angabe: er berief sich auf eine Urkunde des Kollegiatstifts von Pressburg 
vom 6. Juni 1301. Demnach entfloh der Sohn Michael des Andreas de 
Chollokuz zum Zeichen seiner Schuld dem Gericht, weshalb er von 
„quattuor judices a domini rege deputati ас alii nobiles et iobagiones 
easti i quamplures“ zum Verlust seiner Güter verurteilt wurde.20
Die vor 65 Jahren erfolgte Feststellung von P. Török fand in der 
Fachliteratur keinen Widerhall, ja selbst keine kritische Bemerkung, 
obwohl seine Interpretation — wenn sie auch sprachlich nicht die ein­
zige. ausschliesslich richtige Lösung darstellt — einer der möglichen Lö­
sungen unter den Auslegungen der Gesetzesstelle immerhin unmittelbar 
nahe kommt.
Wo und in welchem Sinn ist eine Anwendung der Redewendung „esse 
in aliquem“ zu finden, die das zu klärende Problem aufwirft ? Ich selbst 
möchte auf den Text der Psalmen und fies Buches des Profeten Jesaia 
hinweisen, wo wichtige, in Betracht zu ziehende Parallele zu finden sind. 
Der Abfasser des Gesetzestextes ist unter den Klerikern in der könig­
lichen Kanzlei (oder vielleicht in einem unserer glaubwürdigen Orte ?) zu 
suchen. Diese lernten des Psalterium, das ihnen als Lehrbuch diente, 
schon anlässlich ihrer Grundstudien kennen, beteten es allwöchentlich 
bei ihren Offizien, -sein Wortlaut war ihnen daher geläufig. Es besteht 
daher vorweg die Wahrscheinlichkeit dessen, dass sie bei Verrichtung 
ihrer schriftlichen Aufgaben auch einiges aus den ihnen wohlbekannten 
Wendungen der Psalme angewandt haben. Der diesbezügliche Ausdruck
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kommt sogar in zwei Psalmen, ziemlich nahe zueinander vor, und das 
Zusammenklingen vermochte ein Festhalten des Ausdrucks in ihrem Ge- 
dächnis nur noch mehr fördern. Diese Psalmesstelle lautet — in beiden 
Varianten — wie folgt: ,,Esto mihi in deum protectorem et in domum re- 
fugii, ut salvum me facias“ (Ps. 30, 3) beziehungsweise ..Esto mihi in deum 
protectorem et in locum munitum. ut salvum me facias“ (Ps. 70, 3). Daraus 
kann die Bedeutung des „esse in aliquem (aliquid)“ klar entnommen 
werden: ,sich zu jemandem gestalten, zu etwas werden, fieri’. Dieser 
Abschnitt des 30. Psalmes leitete auch den Introitus im Messetext des 
siebenten Sonntags vor Ostern ein, wurde zum Namensgeber des Sonn­
tags Esto mihi, und erstarrte dadurch in den Urkunden zu einem zeitbe­
stimmenden Ausdruck. Diese Wendung war den in der Hofkanzlei und 
an den glaubwürdigen Orten arbeitenden Männern keinesfalls unbekannt, 
auch der Abfasser des Gesetzestextes dürfte sie in dem Psalmwortlaut 
entnehmbaren, erwähnten Sinn gebraucht haben.27 (Eine Bibelstelle ähn­
lichen Sinnes ist Jes. 56, 6' „esse in servos“)28
In  Berücksichtigung dessen könnte die Übersetzung des untersuch­
ten Satzes des Artikels 45 — ex quidem duodecim — folgendermassen 
lauten: „von den 12 Adligen müssen vier zu Stuhlrichtern werden“. Diese 
Übersetzung steh t jedenfalls im Einklang mit dem W ortlaut des Gesetzes, 
und auch die erwähnten Parallelen unterstü tzen sie, obwohl sie auch 
andere Auslegungsmöglichkeiten nicht ausschliesst. Vom sprachlichen 
Gesichtspunkt aus betrachtet, en thä lt sie wohl jene Bedeutung, die İlil- 
Р. Török zugemessen h a t, — dass nämlich die Stuhlrichter vom König 
ernannt wurden -  nicht, sie schreibt bloss vor, dass von den durch den 
H errscher delegierten 12 Adeligen vier zu Stuhlrichtern werden müssen. 
Auf welche Art und Weise, davon ist keine Rede. Aufgrund einer solchen 
Auslegung konnte die S tuhlrichter der König selbst ernennen, sie konnten 
aber auch aus der Reihe der vom König delegierten 12 Personen durch 
die Adligen gewählt werden.
Das Gesetz en thält in bezug au f die Organisation des adligen Komi- 
ta ts  eine solche Verfügung, welche die Stuhlrichter zumindest in einem 
solchen A us mass als königliche Organe hinstellt, wie die W ürdenträger 
der adligen Selbstverwaltung. Eine sprachliche Analyse des Textes weist 
d a ra u fh in , dass die Feststellung P. Török’s wenigstens annähernd rich­
tig  ist.
Wenn wir die Sache vom Gesichtspunkt der Praxis aus betrachten, 
finden wir noch interessantere Erscheinungen. Vor allem ist jenes Mandat 
zu erwähnen, die der Palatin im Jahre 1291 an die 4 „judicibus nobilium 
in comitatu de Barana per dominum regem deputatis“ gesandt hat.29 
Ähnliche Angaben sind auch aus dem Komitat Pressburg bekannt: der 
comes curialis von Pressburg verfügte 1295 zusammen mit 7 „judicibus 
per . . . Andream . . . regem deputatis“ in einer Bodenbesitzangelegen­
heit.30 Im Jahre 1298 sprach der Gespan von Zölyom und Pressburg das 
Urteil gleichfalls in einer Bodenbesitzsache „una cum judicibus a . . .  
Rege deputatis in comitatu Posoniensi et aliis quampluribus nobilibus et 
iobagionibus castri“.31 P. Török zitierte eine Urkunde aus dem Jahre 1301
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über das Wirken der vom König deputierten 4 Richter im Komitat Press­
burg (siehe weiter oben ), im Jahre 1311 urteilten der eurialis comes von Press­
burg und „quattuor judices . . .  a domino rege deputati“32, 1313 erscheinen 
ander Seite des comes und eurialis comes von Press bürg „quattuor judices 
. . .  a rege . . . comicie (!) Posoniensi pro present! negotio et quibuslibet 
aliis agendis deputati“33. Eigenartig und kennzeichnend ist die u m  die  
W ende des 13. u n d  14. Jahrhunderts  entstandene, undatierte Urkunde, 
die neben Paul, eurialis comes von Neutra, „Maurieius nobilis de Bab, 
ju d e x  in  p rovincia  N i tr ie m i  per M (a lh e u m )  p a la tin u m  c o n s titu tu s“ 
erwähnt.34
Diese Angaben werfen hinsichtlich der Komitatsorganisation sehr 
wichtige, bisher nicht erörterte Probleme auf. (Auf diese will ich bei einer 
anderen Gelegenheit zurückkommen.) Aufgrund des Gesetzestextes er­
scheint jene sprachlich  mögliche Interpretierung auch sachlich für akzep­
tierbar, wonach das Stuhlrichteramt durch Adlige bekleidet wurde, die 
der König beauftragt hat. Die Ernennung der Stuhlrichter dürfte der 
Herrscher um die Wende des 13— 14. Jahrhunderts in einem solchen Avs- 
mass ausgeübt haben, und dies durfte so sehr als „Hoheitsrecht“ gelten, 
dass es im Komitat Neutra auch der Oligarch Matthäus Csak für richtig 
erachtet hat in Anspruch zu nehmen. Wenn sich die adelige Selbstver­
waltung im Komitate bis zu dieser Zeit auch einigermassen entwickelt 
hat, geriet ihr derartiges zweifellos nicht zum Wohle. Es mag möglich 
sein, dass wir die Sache als eine Notmassnahme betrachten können, die 
hinsichtlich des Königs die ausserordentliche Lage erfordert hat. Das ist 
immerhin gewiss, dass es unbedingt eine den Interessen der zentralen 
Macht dienende Massnahme war, die auch das Gesetz sanktionierte. Die 
Ernennung der Stuhlrichter durch den König kann im Komitat Press­
burg auch in den 1310er Jahren nachgewiesen werden, hingegen ist es 
auch unbestreitbar, dass dies die Fortsetzung der Praxis zur Zeit des 
Königs Andreas III. war, und dass das Gesetz damit eine in der Arpaden- 
zeit wurzelnde Praxis kodifiziert hat.
Die Organisation des Komitatsgerielites kräftigte sich jedenfalls 
bis zum Ende des 13. Jahrhunderts so weit, dass laut einem an Andreas 
III. gerichteten Bericht des Domkapitels von Erlau sein Beauftragter 
den eurialis comes vo7i Gömör und die 4 Stuhlrichter „in villa Gumur in  
sede ju d ic ia li“ beisammen angetroffen hat,35 was ebenfalls dafür spricht, 
dass diese auch später gebräuchliche Bezeichnung der wichtigen Insti­
tution aus der Arpadenzeit stammt und damals angewandt wurde.
II
Hinsichtlich der Terminologie des Prozessrechts ist es interessant, 
dass dieser Ratsbeschluss solche lateinische Ausdrücke enthält (allerdings 
nicht ausschliesslich), die auch in den Urkunden aus dem 14. Jahrhundert 
und aus späterer Zeit allgemein gebräuchlich sind. So wird der Kläger 
als actor, der Beklagte als in  causam  attractus, die Prozessführenden als 
causantes, der Prozessgegner als j>ars adversa  bezeichnet.3® Von ungar­
ländischen Gesetzen gebraucht es als erstes diese Ausdrücke, und weist
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in dieser Beziehung — wie dies Szilagyi hervorgehoben liât37 — eine ent- 
sehiedene Übereinstimmung mit dem Dekret vom Jahre 1351 auf. Ge­
wiss ist jedenfalls, dass diese Bezeichnungen auch im ungar 1 ändisehen 
Latein vom 13. Jahrhundert bekannt sind38, somit besteht zwischen dem 
Verfahrensrecht zur Zeit der Arpaden und der prozessreehtlichen Termi­
nologie des Ratsbeschlusses ein Zusammenhang, eine Kontinuität. Hier­
her gehört — obwohl das Problem über die Beziehungen des Ratsbe­
schlusses hinausgeht und den weiteren Fragenbereich des Verhältnisses 
zwischen dem Prozessrecht des 13. Jahrhunderts und jenem zur Zeit der 
Anjous betrifft — die Feststellung der Tatsache, dass wir sowohl dem 
Begriff „judex suspectus“ wie auch der Erklärung des Prinzips „actor 
sequitur forum rei“ auch im Rechtsleben zur Zeit cler Arpaden begegnen.39
III
Dieses Gesetz verfügt auch als erstes über die Häftlingspflicht: es 
verpflichtet den Verkäufer eines Adelsbesitzes zur Erfüllung der über­
nommenen Haftung10. Das Wort Haftpflichtiger (szavatos) kennen wir 
in der vulgären Sprachform „zuodus“ aus dem Jahre 1235.41 Die Quellen 
nannten die Haftung im 13. Jahrhundert lateinisch im allgemeinen ,,ex- 
peditio“ oder „expeditoria cautio“. Das Domkapitel von Fünfkirchen 
gebrauchte in seiner Urkunde vom Jahre 1296 bereits den Ausdruck rö­
mischer Herkunft „evictio“, in einer Urkunde des Königs aus dem Jahre 
1299 aber können wir die Unterscheidung generalis und particularU evictio 
lesen.42 Im 13. Jahrhundert weisen die auf die Haftung bezüglichen For­
meln des Urkundenmaterials eine gewisse Mannigfaltigkeit auf.43 Bis 
zum Beginn des 14.-Jahrhunderts ging die Haftpflicht — durch Vermitt­
lung der Praxis der glaubwürdigen Orte — vom Gemeinrecht auch in das 
Ofner Recht über. Die Stadt Ofen nennt diese Rechtsinstitution schon 
1318 ihre “antique consuetudo.”44
Interessant ist, dass schon sehr früh, im Jahre 1213, gelegentlich 
einer zwischen Geschwistern erfolgten Besitzübertragung die den Besitz 
abtretende Partei erklärt: wenn jemand seinen Bruder wegen dem ihm 
übergebenen Besitzanteil gerichtlich belangen würde, er — der Abtre­
tende — nicht verpflichtet ist ihn in seinem Besitz zu schützen („datam a 
se partem tueri non teneretur“).45 1 2 7 5 wird in einem vor dem Domkapi­
tel von Erlau geschlossenen Bodenkaufvertrag festgelegt, dass der Ver­
käufer, der zur Veräusserung seines als Donation erhaltenen Bodenbe­
sitzes über eine königliche Bewilligung verfügte, erklärt: falls die Käufer 
wegen des erstandenen Bodenbesitzes im Prozesswege angefochten wer­
den. er eine Haftung keinesfalls übernehme („nequaquam assumpsit ex- 
pedire“).4® Der die Haftung ausschliessende beziehungsweise einschrän­
kende Punkt wurde im ersteren Fa4 seitens des den Boden abtretenden 
Bruders, im anderen Fall seitens des Verkäufers offenbar darum urkund­
lich festgelegt, weil sie das Gefühl hatten, dass sie ohne diese Ausma­
chung aufgrund der sich ent wickelten Praxis zur vollen Haftung verpflich­
tet wären. Dies alles weist daraufhin, dass die Haftpflicht im Recht der
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Arpadenzeit schon eine in ziemlich weitem Kreis verbreitete Institution 
war. und im geprüften Ratsbeschluss als Ergebnis der Rechtsentwicklung 
des 13. Jahrhunderts kodifiziert wurde.
IV
Auch die Verfügung des Gesetzestextes über die l orluduny lässt 
Antezedentien aus der Arpadenzeit erkennen. Laut Artikel 47 ist die des 
Diebstahls, des Raubes, des Moides, der Gewalttätigkeit usw. bezichtigte 
Person (,,reus vel ille, contra quem fit querimonia“) durch die 12 dele­
gierten Adligen nur zweimal vorzuladen, zum dritten Mal aber ist sie zu 
proklamieren, somit sind sämtliche derartige Prozesse zum dritten Ter­
min abzuschüessen.17
Gemäss der Fachliteratur war zur Zeit der Arpaden (zumindest im 
13. Jahrhundert) sowie auch später unter den Anjous, bis zum Ende der 
Regierungszeit Ludwigs I. (1342-1382), die siebenfache evocatio ge­
bräuchlich, und eine solche gesetzliche Verfügung, die das Verfahren — 
ähnlich wie der geprüfte Ratsbeschluss — abkürzt (nämlich nach zwei­
maliger Vorladung proclamatio,) ist später nur aus dem Jahre 1439 be­
kannt.48
Trotzdem gibt es in den prozessrechtlichen Denkmälern aus der 
Arpadenzeit Momente, deren Beziehungen mit den Verfügungen des 
Ratsbeschlusses kaum verneint werden könnten.
Vor allem schreibt Artikel 2ü des a's III. Gesetz Ladislaus des Heili­
gen bekannten Dekrets dreimalige citatio mit Siegel vor und ordnet 
gegenüber dem auch weiterhin fernbleibenden Beklagten dessen Sach- 
fälligkeit und Verkauf als Knecht an.49 1236 belangte der Lector von 
Stuhlweissenburg vor dem Palatin die udvarnici regales von Eeser vor 
Gericht, weil sie die Grenzzeichen auf einem seiner Güter eigenmächtig 
entfernt haben. Die udvarnici waren auf zwei Vorladungen nicht er­
schienen, im Gegenteil, sie zerstörten zwei Dörfer des Domherrn, ver- 
I trieben seinen Verwalter und verprügelten zu guter letzt auch den die
zweite Vorladung vornehmenden Pristaklen. Der Richter setzte hierauf 
einen dritten Termin an, und verfügte, dass sie bei dieser Gelegenheit 
auch die auf sie wegen des zweimaligen Fernbleibens bemessene Geldbusse 
zu entrichten haben. ,.Quia etiam tunc non per se, sed per homines nomine 
Symeon scilicet et Petrum filium Albeus comparuerunt, nec responde- 
rùnt. magistro Z(canonieo) etiam tune personaliter comparente. et quia 
tunc in tercio termine simpliciter rémunéré debuissent propter negligen- 
tiam. cum non de furto ageretur, propter minam tarnen eos in judicio 
adjudicavimus et eis terminum quartum assignavimus' .o0 Aus der 
Anmerkung der Urkunde geht hervor, dass wenn es sich um einen Dieb­
stahl gehandelt hätte, die Beklagten nach dem Fernbleiben vom dritten 
Termin verurteilt worden wären, wie das Gericht in folgenden zwei Fällen 
vorgegangen ist. Im Jahre 1273 hat der Palatin die durch Akklamation 
der Versammlung des Komitates Zala des Diebstahls, Raubs und öffent­
lichen Verbrechens bezichtigten beiden Brüder in ihrer Person und ihrem
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Vermögen verurteilt, weil ..iuxta regni consuetudinem legitime presenti- 
bus omnibus ad justif'icandum se semel, secundo et tertio evocati nec ad 
primam, secondant, tertiam, immo ad nullam congregationem nostram 
venire procurarunt.“51 Das gleiche trug sich auf der gemeinsamen Ver­
sammlung der Komitate Somogy und Zala im Jahre 1276 zu. Hier wurde 
Martonos durch Akklamation als Dieb und Räuber gcbrandmarkt, weil 
er „tribus terminis assignatis“ nicht erschienen war. Sein Nachbar wur­
de ermächtigt ihn zu töten, wo er seiner habhaft wird, so, dass auch sein 
Besitz ihm zufalle.52
Im Jahre 1299 wurde Ladislaus, der Sohn Johannes de genere Aba 
wegen Wegelagerung gegenüber dem Banus Rafain zum Tode und zu 
Vermögens Verlust verurteilt. Ladislaus hatte nämlich die Untertanen des 
Banus Rafain am 31. Juli des vorangehenden Jahres, als sie mit ihren 
Waren beladen nach Debrecen heimkehrten, bei Kökad überfallen, ausge- 
raubt und drei von ihnen getötet. Banus Rafain hat dies am 11. März 1299 
vordem Domkapitel von Wardein mit Zeugen nachgewiesen. Die Urkunde 
des Domkapitels von Wardein hierüber hat Rafain (wahrscheinlich um 
den 1. Mai) dem König vorgelegt, doch war sein Gegner, Ladislaus nicht 
erschienen „um den Prozess nach altem Landesbrauch durch Eidleistung 
oder durch einen Zweikampf abzuschliessen“. Ladislaus wurde daher fiil­
den 8. Juli abermals vorgeladen, doch blieb er auch diesmal fern. Rafain 
wandte sich daher am 17. Juli im Reichstag an den König, der Herrscher 
aber verurteilte den Beklagten ..absque strepitu judicii”.53
Die Übereinstimmung dieses letzteren Falles mit der zitierten Ver­
fügung des Ratsbeschlusses ist last augenfällig: zur Beweisführung wurde 
der Beklagte nur zweimal vorgeladen, beim dritten Mal wurde er in 
meri to verurteilt.
Die Antezedentien der Vorschriften des Gesetzestextes bezüglich 
der Vorladung in der Arpadenzeit sind demnach klar erkennbar.
In der wichtigen Frage der Prozessvertagung in Besitzangelegenhei­
ten verfügen die Artikel 63, 64 und 65 des Gesetzes.51 Wie L. Szilägyi hier­
auf hinweist, schreiben diese Artikel vor allem vor, dass sich der Beklagte 
nach seinem Erscheinen vor dem Richter unverzüglich zu verantworten 
hat, und verbieten eine Vertagung auf Wunsch der Parteien sowie unter 
dem Titel der prioritas termini. Die Ursache der Prozess Vertagung unter 
letzterem Rechtstitel war, „die Inanspruchnahme in einem anderen 
Prozess, vor einem anderen Gericht zu einer Zeit, dass (die Partei) des­
halb zum festgesetzten Termin nicht erscheinen konnte, dies jedoch 
zum festgesetzten Termin durch eine seinerseits entsandte Person (as- 
sumptor termini) angezeigt ha t“.55 Der Ratsbeschluss lässt eine Verta­
gung nur zwecks Vorweis von Urkunden zu, und zwar drei: die erste ohne 
Verhängung einer Busse, die zweite und dritte unter Androhung einer 
Busse von 3 Mark. Für den Kläger schreibt er eine „königliche Busse“ 
(judicium regale) vor, falls er zwecks l ’rkundenvorweis die drei Proroga­
tionen in Anspruch nehmen wollte. Das Gesetz verfügt in dieser Weise. 
dass die in Besitzsachen eingeleiteten Prozesse innerhalb eines Jahres 
abgeschlossen werden müssen.™ Diese Vorschrift weist — laur Feststellung
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L. Szilägyi’s — eine auffallende Übereinstimmung mit Artikel 25 des 
Gesetzes vom Jahre 1351 auf,57 der ebenfalls die Beendigung der Besitz­
streite zum dritten Termin bestimmt.
Diese Artikel haben aber auch Beziehungen zur Arpadenzeit. Für ein 
Vorkommendes Fachausdrucks „prioritas termini“ und für eine Prozess­
vertagung unter diesem Titel führte wohl die Fachliteratur bisher kein 
Beispiel aus der Arpadenzeit an, die Bestimmung des Gesetzes hat jedoch 
solchen Charakter, dass wir an einer Kenntnis von Prozess Vertagungen 
im 13. Jahrhundert unter diesem Titel kaum zweifeln können. Der Rats­
beschluss verbieteI nämlich die Verwendung d e r,.prioritas termini“ als 
Rechtstitel der Vertagung, nicht dass er dies einführen würde. Dieses 
Verbot erfordert unter allen Umständen, dass die prioritas termini vor 
dem Erlassen des Gesetzes bekannt war und angewandt wurde. Dies ist 
kaum eine Neuerung Karls, selbst wenn das Gesetz eventuell zwischen 
1312 und 1315 entstanden ist. In diesem Fall bezieht sich nämlich das 
Verbot auf einen Rechtstitel der Prozessvertagung aus der Zeit vor den 
Anjou’s.58
Die masslose Prozess Vertagung versuchte man in der Arpadenzeit 
einzuschränken, in mancher Beziehung in einer dem geprüften Gesetz 
ähnlichen Weise.
Laut Artikel 04 des Gesetzes KönigKolomans (1095— 1116) zum Bei­
spiel soll jener, der seine Angelegenheit in 3 Gerichtssessionen nicht 
beendigen wollte (in tribus concilliis), mit seiner Klage nicht mehr ange­
hört werden.59
Laut der berühmten Urkunde der Servienten von Zala erschienen 
zum ersten, für die Zeugenaufbringung festgesetzten Termin nur der kla­
gende Bischof und dessen Zeugen, der beklagte Banns Atyusz blieb jedoch 
fern. Als zweiter Termin wurde die Oktave des Heiligen Johannes des 
Täufers festgesetzt, „in quo finaliter procedatur“, doch der Banus sandte 
ceinerstatt nur einen „nuncius simplex”, um einen neueren Termin zu 
verlangen. Das Gericht gewährte auch einen dritten Termin, obwohl 
schon beim zweiten Termin „sentenciam tulis.se debuissemus“. Der 
Banus blieb aber auch diesem fern, die Richter hingegen entschieden den 
Streit zugunsten des Bischofs.60 1234 wurde Miko in Sachen eines ver­
pfändeten Gutes vor den Vizepalatin geladen. Dem Urteilsbrief gemäss 
ist er „in quatuor termini's nunquam eomparuit, quem de jure .. pro 
offensione tot terminorum pro convicto habere debuissemus“.61 Im Jah­
re 1266 bezogen Béla IV. und sein Sohn Stephan es auch in den Friedens­
vertrag ein, dass Béla und sein Sohn in den Streitigkeiten unter ihren 
Untertanen nur zu drei Terminen (in tribus terminis solummodo et non 
pluribus): zur Mitte der Fastenzeit , zur Feier Mariä Geburt und am Sankt 
Nikolaus-Tag verhandeln, beurteilen und entscheiden („traetentur, judi- 
centur et decidentur“) werden.62 Dieser in den Friedensvertrag einbezo­
gene Punkt enthält durch die Festlegung der drei Termine schon jene Ver­
fügung des Ratsbeschlusses, dass die Streitigkeiten innerhalb eines Jahres 
abgeschlossen werden müssen.
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Mit Aufschüben, die zwecks Vorlegung von Urkunden verlangt 
wurden, konnten die Besitzstreite auch zur Arpadenzeit nicht unbe­
schränkt in die Länge gezogen werden. Ha jnik stellte aufgrund einer Anga­
be vom Jahre 1228 fest, dass „zwecks Vorlegung eines Privilegs . . . drei 
Termine bestimmt wurden“.63 Das Domkapitel von Veszprém verlor 
127d — nebst anderen Gründen — deshalb seinen zwecks Verteidigung 
seines Rechts zur Quenteinhebung eingeleiteten Prozess, weil es sein 
diesbezügliches Privileg „in tribus terminis ad hoc si bi successive et legi­
time (assig)natis curavit minime exhibere‘к®4
Die im Laufe von Besitzstreiten zwecks Vorlegung von Urkunden 
gewährten drei Termine dürften im Abwicklungsbrauch eines anderen 
(nicht prozessualen) Rechtsgeschäftes wurzeln, im Falle einer Besitz­
übertragung wurde nämlich die den Besitz veräussernde Partei dreimal 
aufgefordert die sich auf den verkauften Besitz beziehenden, bei ihm 
befindlichen früheren Urkunden vorzuweisen, und wenn er dies un­
terlieg», wurden jene Urkunden für ungültig erklärt.65
VI
Der Ratsbeschluss befasst sich verhältnismässig viel mit der Prozes­
sualbusse. Vom terminologischen Gesichtspunkt aus ist es interessant, 
dass er das lateinisierte Wort ungarischer Herkunft birsagium  gebraucht.60 
Er unterscheidet eine einfache Geldbusse von 3 Mark und eine königliche 
Russe (gravamen judiciorum regali um).67 Erstere wurde dem Beklagten, 
letztere dem Kläger auferlegt, falls sie zwecks Vorweisung ihrer Urkunden 
um Prozess Vertagung ansuchten.
Bezüglich der Eintreibung von Geldbussen verfügt er in dem Sinn, 
d a s s  wenn jemand wegen Gewalttätigkeit, Vorweisung falscher Urkun­
den oder calumnia verurteilt wurde, „dessen Güter seitens der Richter 
oder ihrer Männer nicht vergeudet werden sollen, der Besitzanteil eines 
solchen Verurteilten ist vielmehr in Gegenwart eines der Geschwore­
nen zugunsten des Richters und der Prozessgegner zu beschlagnahmen, 
die jenen — ohne Ausbeutung — (absque desolatione) so lange in ihrem 
Besitz behalten sollen, bis der Verurteilte dem ordentlichen Richter und 
dem Gegner die Geldbusse im Sinne des Beschlusses der Barone nicht 
bezahlt“.08 Im Falle kleinerer Geldbussen „ist ein so grosser Teil, in der 
früher besprochenen Art und Weise zu beschlagnahmen, der den Richtern 
bis zur Bezahlung gebührt“.09 Die beschlagnahmten Felder konnte der 
Vollstreckungsschuldner oder „alii, quibus congruit“ (also sicherlich die 
Verwandschaft und Nachbarschaft) für 3 Mark je Aratrum ablösen.70 
Die eingebrachte Geldbusse war — nach Vergütung des Schadens des 
Klägers — wie folgt aufzuteilen: „ein halber Teil gebührt zur Gänze der 
geschädigten Partei (lenim), von dem (zweiten) halben Teil gehören zwei 
Drittel dem ordentlichen Richter, der im Streit das Urteil fällte (judex 
o r d i n n r i n e ) ,  ein Drittel den die Eintreibung vollstrackenden geschworenen 
Adligen (jurati)“.71
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Über die Beziehungen der obigen Vorschriften, die sich mit den 
Geldbussen befassen, zur Arpadenzeit können wir folgendes sagen.
Das Wort birsagium wird im Privileg Stephans V. vom Jahre 1271 
und in der Urkunde Ladislaus’ IV. vom Jahre 1276 gebraucht.72
Der königlichen Geldbusse begegnen wir zuerst im Jahre 1213, als 
einer für den Fall der Nichteinhaltung der Prozess Vereinbarung einge­
räumten Strafe,73 und von diesem Zeitpunkt an kommt sie häufig vor.7* 
Ihr gegenüber nennt Andreas II. im Jahre 1224 die einfache Geldbusse 
„judicium eonsuetu dinari um“.75
über das Gewicht und die Menge der einfachen Geldbusse im 13. 
Jahrhundert stehen uns Daten zur Verfügung, auf die königliche Geldbusse 
können wir demgegenüber indirekt folgern. Laut Hajnik betrug die ein­
fache Geldbusse zur Zeit der Anjous 3 Mark, wie dies auch das Gesetz 
anorclnet, der Betrag der königlichen Busse, von dem im Gesetz keine 
Erwähnung getan wird, war 6 Mark.76 Ein positiver Beweis für den Ur­
sprung der Geldbusse von 3 Mark aus der Arpadenzeit ist die Angabe aus 
dem Jahre 1294, die von „gravamen viginti judiciorum, quae in toto 
sexaginta marcas faciunt” spricht.77
Auch zur Zeit der Arpaden war es üblich, die verurteilte Partei in der 
Weise zur Bezahlung einer Geldbusse an den Richter und die obsiegende 
Partei zu zwingen, wie solches der Ratsbeschluss vorschreibt. So wies der 
Palatin 1250 und 1254 seinen Schergen an, die Witwe des Banns Osl in 
Gegenwart des Vertreters des Domkapitels von Raabin den Besitz C'sak'.d 
einzuweisen „super tanta summa pecunie, sieut eontinebitur in literis 
nostris priori bus“.78 In der Versammlung des Komitates Somogv verfügte 
der Gespan 1270 auf königlichen Befehl in dein Sinn, dass der geschädigte 
Kläger wegen eines Schadenersatzes von 125 Mark in den Besitz der sich 
widersetzenden Beklagten einzuweisen sei, wo er so lange verbleibe, bis 
sic h dieser Betrag zu seinem Gunsten ergibt („mansurus in eadem, quain- 
diu sibi ipsa summa pecunie compteretur“).79
Bei einer solchen Besitzeinweisung, bei der es sich um einen Verbleib 
bis zum fünfzehnten Tag handelt, erklären die Urkunden des 13. Jahr­
hunderts wiederholt, dass die Sache „sine destruccione possesionis“, 
„absque possesionis damno“ zu erfolgen hat.80 Interessanter weise kann 
zwischen der diesbezüglichen Abfassung des Gesetzes und den Formeln 
der zitierten Urkunden eine Verwandtschaft beobachtet werden.
Die Fachliteratur klärte es noch nicht, in welchem Verhältnis im 
13. Jahrhundert der Richter und das Komitat an den eingebrachten 
Geldbussen beteiligt waren. Darüber hingegen stehen uns Daten zur 
Verfügung, dass es auf dem Gebiete seines Komitats Aufgabe des Ge­
spans war, von den durch den Palatin verurteilten Personen die Geldbusse 
zugunsten des Palatins und der Obsiegenden einzuheben: „actoribus 
de populiš in comitatu vestro existentibus, qui coram nobis (sc. palatino) 
remanserant, judicia nostra exigeretis et adversariis satisfaceretis“, — 
schrieb zwischen 1250 und 1254 der Palatin an den Gespan von Ödenburg. 
Dies wird als Landesbrauch („secundum consuetudinemregni“) bezeichnet. 
Von dem eingehobenen Betrag übernahm der Beauftragte des Palatins
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den Anteil seines Herren, und auch der Gespan des Komitats war daran 
beteiligt (,,partem que nos pro nostris judiciis contingit, per hominem 
nostrum nobis mittatis, partem vero, que vos contingit, recipiatis vobis, 
sieut debetis“).81
Das den Nach baren und Verwandten gesetzlich zugesicherte Recht 
der Ablösbarkeit der zugunsten des Richters und des Gegners beschlag­
nahmten Felder blieb auch im 13. Jahrhundert geltend. Als der Palatin 
zwischen 1250 und 1254 seinen Schergen anwies, die Witwe des Banus Osl 
in den Besitz Csaläcl wegen eines ihr zustehenden Geldbetrages einzu­
weisen, liess er zugleich einen Termin dafür festsetzen, dass die Nach­
baren — wenn sie wollen — den Besitz für sich ablösen können.82 Im 
Jahre 1299 verurteilte der Palatin jemanden in der Versammlung des 
Komitats Zemplén wegen seiner Schadenstiftungen (propter noeumenta) 
in Person und Besitz, seine Besitzanteile aber fielen dem Palatin zu 
(..per formam registri nostri propria in persona remansisset condemnandus, 
et porciones sue, quas habuit, in terris Nogmezeu, Anduriasfelde et 
Rubren vocatis, ad nostras (palatini) manus . . . fuissent devolute“). 
Diese Besitzteile löste nachher der Bruder des Verurteilten vom Palatin 
aufgrund einer Schätzung der vier Stuhlrichter und anderer für 6 Mark 
ab, was in Gegenwart des Beauftragten des glaubwürdigen Ortes und des 
Vertreters des Palatins abgewickelt wurde. Begründung: „palatinus nee 
alter aliquis judex possessiones tali articulo aquisitas contra redempcio- 
nem fratrum, cognatorum et vicinorum de jure non possit possidere“.83 
Diese Urkunde des Palatins unterrichtet auch über interessante Momente 
der Busseeintreibung: von Bedeutung sind die Berufung auf das über die 
Verurteilten geführte Register und jene grundsätzliche Begründung, mit 
der die Ablöse des beschlagnahmten Besitzes erklärt wird. Auffallend ist, 
dass der Besitzteil aufgrund der Schätzung für sechs Mark abgelöst wurde; 
diese Summe ist das ganzzahlige Vielfache (Zweifache) jener 3 Mark, 
mit der laut Gesetz ein Feld im Ausmasse eines Aratrums abgelöst werden 
konnte.
Die Verfügungen des Gesetzes über die Geldbussen können demnach 
mit dem. was wir aus den Urkunden über die Geldbussen und deren Ein­
treibung im 13. Jahrhundert in Erfahrung bringen können, gut in Ein­
klang gebracht werden.
VII
Eine bedeutende Frage der Rechtsgeschichte ist es, wann in ungar- 
ländischen Rechtspflege die Begriffe der G ew alttätigkeit, des öffent­
lichen Verbrechens und der Vorweisung einer falschen Urkunde, ferner 
die sententia eapitalis und als Beweismittel die Inquisition in Erschei­
nung treten .
Über diese verfügen mehrere Artikel des besprochenen Ratsbe­
schlusses.84 Die Abhaltung einer Inquisition ordnet der Artikel 45 „in 
factis potentiae, homicidii, injurarium, furti. latrocinii et aliorum simi- 
lium “an.85 Hierher zählte auch „siquis aliquem non causaliter, sed poten-
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tialiter ex concepta malitia“ ermordet hat (Artikel 52),86 sowie auch wenn 
ein Adliger das Eigentum eines anderen „potentialiter in campis 
vel extra villam reeeperit et ratione hujus in facto potentiae convictus 
extiterit“ (Artikel 56).87 Das „factum criminale“ erwähnt Artikel 48. 
wonach in solchen der Palatin und der Hofrichter Recht sprechen.88
Den Kunstausdruck der Vorweisung einer falschen Urkunde können 
wir in den Artikeln 50 und 79 lesen.89
Strafe des vorsätzlichen Mordes ist laut Artikel 52: „vindicta capi­
tis“,9“ und mit der gleichen Strafe wurden — gemäss Artikel 79 — Ge­
walttätigkeit, ealumnia, Diebstahl, Raub und die Vorweisung falscher 
Urkunden geahndet.91
Die Beziehungen der besprochenen Gesetzesstellen zum 13. Jahr­
hundert sind sehr eng.
Die Rechtsterminologie der Arpadenzeit sprach verhältnismässig 
häufig über „gewalttätig“ („potencialiter, per potenciam“) begangene 
Rechtsverletzungen:
im Falle der Vertreibung aus dem Besitz, des Zwanges der Besitz­
übergabe, der gewaltsamen Besitzergreifung,92 im Falle des Angriffs auf 
das Dorf, der Plünderung und Zerstörung,93 bei Frauenraub,94 bei Dieb­
stahl,95 beim Wegpflügen fremden Ackerlandes,96 bei rechtloser Mautein­
hebung,97 bei Verprügelung eines Beauftragten einer königlichen Behörde 
oder eines solchen des glaubwürdigen Ortes98 usw.
Auch der vorsätzlich verübte und der zufällig erfolgte Mord wurden 
unterschieden, das Gesetz hat demnach die in ihm enthaltene Differen­
zierung aus der Praxis der Arpadenzeit geschöpft.99
Auch die Gewalttätigkeit (factum potenciale) selbst kommt in Urkun­
den am Ende des 13. Jahrhunderts vor, und zwar als eine für den Fall des 
Vertragsbruchs vorgesehene Sanktion. Wird im Jahre 1300 doch bezüglich 
jenes, der gewisse vor den glaubwürdigen Orten von Zips und von Neutra 
zustandegekommene Verträge verletzt, bestimmt: „in succulitu facti duelli 
potencialu convinceretur“, beziehungsweise „in potencialu duelli succubitu 
convincerentur“.100
Hajnik erklärt diese Bedingungen folgendermassen: „Im 14. und 15. 
Jahrhundert wurden unter Androhung von Folgen einer Niederlage im 
Zweikampf zur Feststellung der Schuld an Gewalttätigkeit . . . häufig Ver­
träge abgeschlossen (succubitus duelli facti potencialis) oder man unter­
warfsich dem Urteil von ad ha Schieds riehtern, dessen Umgehung oder 
Geringschätzung eine einfache Verurteilung wegen öffentlicher Gewalttä­
tigkeit nach sich zog.“101 Das duellum potentiale war ein in Gewalttä­
tigkeitsangelegenheiten als Beweis zugeurteilter Zweikampf, und wurde 
als solcher zum Kunstausdruck. Sein Begriff war auf dem der Gewalttä­
tigkeit aufgebaut , und konnte sich erst verbreiten, nachdem die Gewalttä­
tigkeit als Verbrechen, zu dessen Beweisführung es angewandt wurde, im 
Recht bereit« bekannt war. Demnach ist aufgrund der aus 1300 zitierten 
Niederlagen in duellum potentiale das Vorhandensein der Gewalttätig­
keit, als eines im ungarländischen Recht vom Ende der Arpadenzeit 
bekannten Tatbestandes und als terminus technicus zumindest wahr-
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scheinlich. Daher kann mit gutem Grund angenommen werden, dass bei 
den weiter oben beschriebenen Besitzergreifung, Diebstahl, Schaden­
stiftung usw. gebrauchten Wendungen „potencialiter, per potenciam, 
potencia mcdiante“ nicht bloss Ausdrücke der mit roher Gewalt erfolgten 
Durchführung der betreffenden Handlungen sind, sondern eine rechtliche 
Qualifizierung entschiedenen Inhalts enthalten: die Feststellung der Ver­
übung der Eigenmächtigkeit.102
Die Begriffe der causae crim in a tes109 und deren Vorüber, der m ale­
fac to r  m an ifesta s  ( p u b lia is  )10i leben im ungarischen Recht des 13. Jahr­
hunderts ebenfalls.
Die Vorweisung e iner f a l s c h e n  U r k u n d e  wurde im Jahre 1285 wie folgt 
ausgedrückt: „litteras quasdam non veras, sed falsidieas exhibuissent“,105 
1299 aber erscheint die Bezeichnung, die auch im Gesetz zu lesen ist: 
, ,exJi i b i tio  f a  Isa  ru  m  li tt e ra r u m “.10 6
Diesbezüghch, wann im Rechtsleben Ungarns die in q u is itio  erscheint, 
kann die Stellungnahme I. Hajnik’s verschiedentlich erklärt werden. 
Einerseits schreibt er nämlich, dass die in q u is itio  auch zur Zeit der Ar [ra­
đen nicht unbekannt war, und führt an, in welchen Fällen sie im 13. 
Jahrhundert ange wendet wurde,107 andererseits aber bezeichnet er sie als 
Neuerung des Königs Karl.l. und bemerkt bezüglich der Ermittlungen 
des 13. Jahrhunderts: „hier wird überall nur eine offizielle Untersuchung 
und nicht eine im späteren Sinn durchgeführte Inquisition angeordnet“.108
Welchen Unterschied Hajnik zwischen der als „offizielle Untersuch­
ung“ bezeichneten Inquisition des 13. Jahrhunderts und jener „im späteren 
Sinn durchgeführten“ verstanden hat, kann ich nicht feststellen. Dem 
hervorragenden Rechtshistoriker gemäss haben nämlich die mit der 
Durchführung der Inquisition betrauten Organe ihre „Aufgabe sowohl 
offen wie auch im Geheimen (palam et occulte oder latenter) durchführen 
können, und die M öglichkeit des geheim en Verfahrens, die wir bei den 
sonstigen Zweigen der inquisitio nicht antreffen können, ist der ureigent- 
lichste Charakterzug der einfachen Ine /u istion“109
Demgegenüber ist aber auch Tatsache, dass auch bei den Inquisitio­
nen des 13. Jahrhunderts das geheime Verfahren in Erscheinung tritt: 
im Jahre 1230 versuchen die mit der Zurückgewinnung der Burgfelder 
im Komitat Borsocl beauftragten Richter „scrutantes publice et silen tio  
scire veritatem“, 1236 meldet die zur Überprüfung des Besitzrechtes im 
Komitat Zala bestellte Kommission wiederholt: „multorum testimonio 
subtilique et occulta invenimus inqu isitione , quod . . . “, im Jahre 1249 
geht der ßanus von Slawonien in einer ähnlichen Sache vor „tarn per  
occultam in q ß is itio n em  a iobagionibus, quam per publicum examen 
iudicii“, 1299 berichtet das Kollegiatstift von Pozsega der Prinzessin 
Tomasina über eine Besitzzerstörung, dementsprechend, dass die die 
Untersuchung durchführende Person und der Beauftragte des Kollegiat- 
stifts „per clandestinam  et puhlicam  inqu is itionem  . . . scire potuerunt“.110 
Bei diesen Daten handelt es sich jedenfalls um solche Ermittlungen des 13. 
Jahrhunderts, bei denen das geheim e Verfahren  — laut Hajnik der urei­
genste Charakterzug der einfachen in q u is itio  — geltend wird. In den
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Urkunden über die Inquisitionen des 13. Jahrhunderts fällt auch die 
später st> häufige Formel auf. die sich darauf bezieht, von wem jene, die die 
Ermittlung durchführten, Erkundigungen eingeholt haben: ,,ab omnibus, 
a fjuibus limit et demit"111
Gleichfalls im 13. Jahrhundert wurde das Verfahren durch die Über­
zeugung vom Tatbestand mit eigenen Augen ergänzt,112 auch war die 
Bezeichnung „litterae inquisitoriae“ für die Urkunde über die Ermittlung 
bereits bekannt.113 Wir haben Kenntnis von Fällen aus dem 13. Jahr­
hundert (1296 und 1299), wo in der gleichen Sache eine dreifache In­
quisition durchgeführt wurde.114 Dies ist hinsichtlich der späteren Ent­
wicklung darum interessant, weil im 14—15. Jahrhundert nur drei mit­
einander übereinstimmenden Inquisitionen volle Beweiskraft zuge­
messen wurde. Die Beispiele einer dreifachen inquisitio zur Zeit der Arpa- 
den zeugen für das Bestehen dieser Auffassung bezüglich der Beweiskraft 
im 13. Jahrhundert. Von den im Jahre 1299 gehaltenen dreifachen In­
quisitionen wurden zwei von Städten auf Befehl des Königs durchgeführt. 
Ein wichtiges Argument für eine gewisse Verbreitung der auf einer Er­
mittlung beruhenden Beweisführung zu jener Zeit ist die Tatsache, dass 
in die Abhaltung von Inquisitionen neben dem Komitat und dem glaub­
würdigen Ort auch die Stadtbehörde einbezogen wurde.
ln den aus dem 13. Jahrhundert bekannten sog. einfachen Inquisitio­
nen waren demnach sämtliche wesentliche Erfordernisse beisammen, die 
von den später durchgeführten Ermittlungen bekannt sind.
Die durch den Ratsbeschluss als Strafe für Gewalttätigkeit, Totschlag. 
Rauh usw. bestimmte Todesstrafe war auch dem Recht der Arpadenzeit 
wohlbekannt. Die „capitalis sentent in“ schreibt Artikel 2 des / / .  Gesetz­
buches Königs Stephan des Heiligen für jene vor, die am Plan der Ermor­
dung des Königs oder des Landesverrates als schuldig erkannt wurden, 
den Besitz des Verurteilten erben jedoch dessen unschuldigen Söhne.113 
1291 strafte Andreas III. in einer Komitatsversammlung einen „puppli- 
cum malefactorem, destructorem et manifestum occisorem, . . . pro hui- 
usmodi notoriis excessibus suis . . . capitali sententia condempnandum.116 
1296 verhängte der König ebenfalls die ,,sententia capitalis“ über einen 
Späher (explorator) Ivan’s, des Sohnes Heinrichs, der sich gegen ihn auf­
gelehnt hat.117 Aus den Jahren 1299 und 1300 stammen die beiden l'rteils- 
briefe des königlichen Vizehofrichters gegen den Wegelagerer Ladislaus 
de genere Aba. F]r ist „ratione nocumentorum, dampnorum, interfeccio- 
num et vulnerationum iobagionum . . . Rofoyn bani capitali sententia 
puniendus et suis possessionibus privandus universis est convietus“. 
Der Vizehofrichter bezeichnet seinen Urteilsbrief als „litteras nostras 
super condempnatione capitis dieti Ladislai et amissione possessionnm 
s wir um,“ .118
Auf die Strafe für Vorweisung einer falschen Urkunde können fol­
gende Angaben bezogen werden: um 1280 wurde Johann de Bâ bol na de 
genere Koppäny wie folgt beschuldigt: „für, latro, homicida, fabrica­
tor monete, falsarius et quod de patre suo sibi falsa sigilla remansissent 
et adhuc membrana cum falso sigillo in scrinio suo nuno haberetur“. Laut
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des Richters ist der Prozess „effusionem sanguinis respicere videbatur“.110 
Im Jahre 1285 legten die Bewohner des Dorfes Ho broc im Streit лог dein 
Gespan von Zölyom eine falsche Urkunde vor, deshalb ,.omnino reman- 
sissent rebus et personis condemnandi“.120 Den Kunstausdruck ,,exhibitio 
falsarum litterarum“ gebraucht auch das Urteil des Vizehofrichters vom 
31. Juli 1299, mehrmals berufen haben, und das gleiche befasst sich auch 
mit deren Bestrafung. Den Prozess strengten die populi exercituales der 
Königin gegen drei Adelige aus Szörcsök an, die der Plünderung, Gefan­
gennahme, der Zerstörung und Beschlagnahme des Besitzes der Königin 
in Arkibanaszöresök bezichtigt waren. Dieser Gewaltakt ereignete sich 
am 15. September 1298. Der uns am meisten interessierende Teil des 
Urteilsbriefes, der verhältnismässig umfangreich ist, lautet folgender- 
massen: „da Zoda, Bors und Nikolaus nach den Vorkehrungen, das heisst 
Verfügungen, die im Tag des Herrn Königs und Königreichs, gehalten 
feierlich zusammen mit dem hochwürdigen Pater Johannes, Erzbischof 
von Kalocsa, den Bischöfen. Baronen und Adligen des Reiches, getroffen 
worden waren, Ladislaus, Dees und deren Verwandte zugrunde richteten, 
indem sie einzelne von ihnen gefangennahmen, andere hingegen fürchter­
lich verprügelten, sie aller ihrer Güter beraubten, wie dies aus dem Ermitt­
lungsbrief des Domkapitels von Veszprém und des Gespans Lörente, 
sowie von vier Richtern des Komitates Veszprém klar ersichtlich ist, 
wurden sie in der Tatsache der Zerstörung, Gefangennahme und Ver- 
prügelung von Ladislaus, Dees und deren Verwandten, ferner der Aneig­
nung ihrer Güter, sowie in der Tatsache des unrechtmässigen Besitzes des 
Gutes der Königin in Arkibanaszöresök für schuldig erkannt, dass diese 
unrechtmässige Besitznahme von den gleichen Adeligen verübt wurde, 
bezeugten Ladislaus und Dees ebenfalls anhand einer Ermittlungsur­
kunde, verurteilen wir die früher Genannten (Zoda, Bors und Nikolaus) 
als Gewalttäter, und weil sie durch Vorlegung einer falschen Urkunde, als 
Fälscher, sich zu verteidigen unfähig waren, nach den Gesetzen (statuta) 
des Reiches in ihrer Person zur Verbrennung auf dem Scheiterhaufen und 
zum verdienten Tod, als Verüber von Zerstörungen und Gewalttaten — 
wie bereits gesagt — , und beschlossen, dass ihre sämtlichen ererbten eder 
in anderer Weise innehabenden und bessenen Güter sowohl in Szörcsök 
wie auch anderwärts zu 2/3 Teilen mir, als Richter zukommen, zu einem 
Drittel hingegen der Frau Königin, als Kläger und Vollzieher des gegen­
wärtigen Streitfalles, d. h. der vorleigenden Sache, zufallen.“121
Die Folgerungen dieses Kapitels zusammenfassend: die im Ratsbe­
schluss besprochenen Streitfälle (factum potentiae, exhibitio falsarum 
litterarum, causae criminates, vorsätzlicher Totschlag usw.), die als Be­
weismittel genannte einfache Inquisition und die eapitalis sentent ia 
können nicht als Neuerungen Karls betrachtet werden, es handelt sich 
hier vielmehr um ein Ergebnis der Rechtsentwicklung zur Zeit der Аг|ja­
den. Der Ratsbeschluss hat auch in dieser Beziehung bereits im 13. Jahr­
hundert bekannte Institutionen kodifiziert. (Das ist freilich eine andere 
Frage, inwiefern diese „ordentliche” Institutionen des ungarländischen 
Rechts zur Zeit der Arpaden waren, beziehungsweise in welchem Ausmass
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Karl diese, vielleicht erst nur als vielversprechende In itia tive  scheinenden 
Ergebnisse der Rechtsentwicklung des 13. Jah rhunderts zu „orden t­
lichen“ Institu tionen gestaltete. Zweifellos ist, dass er keine  neuen, im 
ungarischen Recht des 13. Jahrhunderts unbekannten Institu tionen  ein­
geführt hat.)
V III
Es lohnt sich nach den Rechtsinstitutionen und der Rechtsterminolo­
gie des untersuchten Beschlusses auch gewisse stilmässig-formale Bezie­
hungen des Textes einer kurzen Prüfung zu unterziehen.
Gleich am Anfang finden wir nämlich die Formel ,,Primo notandum 
est, quod .. . “ und die gleiche erscheint auch en einer anderen Stelle.122 
Ebenso kommt auch ein Ausdruck gesellschaftlicher Beziehung vor, und 
zwar „quis nobilium vel alterius cujus\ is status et conditionis hominum“123 
Da die Fachliteratur solchen Wendungen in gewissen Fällen mit gutem 
Recht einen für die Zeit charakteristischen Wert beimisst, ergibt sich die 
berechtigte Frage; ob es sich nicht auch bei diesem Text um derartiges 
handelt.
Auf diese beiden Fragen geben wir in vorliegendem Fall eine ver­
neinende Antwort. Der Formel „notandum est, quod” begegnen wir in 
einer Urkunde vom Beginn des 13. Jahrhunderts genauso, wie in solchen 
aus den 1290er Jahren,124 ja selbst der Artikel 43 des Gesetzes vom Jahre 
1298 beginnt mit dem nahe verwandten Ausdruck „observandum, quod“ -125 
Beispiele für die Formel „notandum est“ treffen wir in der Arpadenzeit 
genauso an wie im 14. Jahrhundert, daher kann man aus dieser auf die 
Zeit oder den Ort des Entstehens des analysierten Textes keine nähere 
Folgerungen ziehen.
Die W endung „nobiles vel alterius cujusvis s ta tus e t condicionis 
homines“ und deren Varianten wiederholen die Urkunden der A rpaden­
zeit fast Gemeinplätzen gleich deshalb en tbehrt auch dieser Ausdruck 
eines zeitbestiminenden W ertes.126
IX
Aufgabe meiner Arbeit ist die Beziehungen des Rechtsmaterials 
und der Terminologie, die dieser undatierte Beschluss enthält, zur Arpa­
denzeit zu prüfen. Meinen bisherigen Ergebnissen gemäss stehen die 
Institutionen des Rechtslebens der Arpadenzeit und der Ratsbeschluss 
in vollem Einklang zueinander und entsprechen einander. Zu dieser 
Schlussfolgerung gelangte ich jedoch bloss aufgrund des Urkundenmate­
rials, ohne das Gesetz vom Jahre 1298 (oder im weiteren Sinn formuliert: 
die Gesetzgebungsdokumente der letzten Jahre des Königs Andreas 111.) 
zu prüfen. Das Gesetz vom Jahre 1298 habe ich in meine bisherigen 
Erörterungen absichtlich nicht einbezogen, weil die Beziehungen des 
Materials des Ratsbeschlusses zur Arpadenzeit — meiner Beurteilung 
nach — aufgrund eines ausschliesslichen Vergleiches mit diesem Gesetz 
nicht erwogen werden können.
5  ANNALES — Sc(ti) К ist о lira — Tomus XVII.
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Eine Ursache dessen ist zweifellos die Tatsache, dass das Gesetz 
vom Jahre 1208 nicht das einzige Produkt der Legislativarheit in den 
letzten Jahren des Königs Andreas III. ist. Eine andere l rsache ist. dass 
auch das Gesetz vom Jahre 1208 solche, bisher wenig beachtete Bezie­
hungen enthält, die in Richtung der Rechtsentwieklung des 14. Jahrhun­
derts weisen, deren Weg ebnen.
Ich versuche daher im folgenden auf gewisse Berührungspunkte 
zwischen dem Ratsbeschluss und der Gesetzgebung der letzten Jahre 
Andreas’ III. hinzu weisen und aus dem Gesetz vom Jahre 1208 solche 
Anordnungen hervorzuheben, die ein klareres Licht auf die Beziehungen 
dieses Gesetzes zu einzelnen Tatsachen der späteren Rechtsentwicklung 
werfen, und die vom straf- und prozessrechtlichen Gesichtspunkt aus 
bisher wenig beachteten Umrisse der Kodifikationsarbeit in den 1200er 
Jahren ahnen lassen.
Bekanntlich enthält das Gesetz vom Jahre 1208 als Vergeltung der 
meisten angeführten Rechtsverletzungen am häufigsten die Exkommuni­
kation, also eine kirchliche Strafe, wobei von der Gerichtsbarkeit der 
weltlichen Behörde ziemlich wenig gesprochen wird. Die Verantwortlich­
machung der Schuldigen durch ein weltliches Gericht erledigt cs verhält­
nismässig wortkarg mit ,,domini regis cedant judicio poena débita punien- 
di“, ,,persona poenam legis susceptura“ und ähnlichen, als Allgemeinhei­
ten erscheinenden Wendungen.127 Das bestimmt es aber nicht genau, was 
in den einzelnen Fällen unter poena débita, poena legis zu verstehen sei. 
Wenn wir diesen Umstand oberflächlich mit den in dieser Beziehung um 
vieles ausführlicheren und konkreteren Massnahmen des Ratsbeschlusses 
vergleichen würden, würde dieser Vergleich auf den ersten Blick zu einem 
für die Gesetzgebung des Jahves 1208 kläglichen Ergebnis führen: das 
Staatsleben würde für fast to t . die königliche Gewalt und Rechtspf lege f ür 
gelähmt und ohnmächtig erscheinen, es hätte den Anschein, dass die 
einzige tatkräftige Ma d it die der Kirchenfürsten sei, doch auch diesen 
steht keine Andere Waffe zur Verfügung, bloss die Exkommunikation. 
Demgegenüber würde der Ratsbeschluss eine Kodifikation sein, welche 
die Staatsgewalt in ihrer vollen Stärke darstellt, das Produkt einer /cit, 
da der König bereits Herr seiner gefähr lichsten Gegner war. Einen krasse­
ren Gegensatz könnte man sich wahrlich nur schwer vorstellen.
Es ist jedoch keineswegs gewiss, dass im Gesetz vom Jah re  1208 die 
häufige Anwendung der kirchlichen Zensur als Sanktion ein Zeichen der 
Gelämtheit des Staatslebens und der Rechtssprechung ist. ist doch d a ­
neben auch die Berufung au f die königliche Gerichtsbarkeit zu lesen. 
Die Sanktion der Exkom m unikation dürfte der königlichen Rechts­
sprechung auch einen grösseren Nachdruck verliehen haben, wenn che Ge­
setzverletzer durch das weltliche Recht entsprechend bestraft wurden. 
Die Berufung au f das königliche Urteil und die poéna débita m utet nur 
dann als leere Allgemeinheit an, wenn wir ausser acht lassen, dass dies 
auch als Hinweis au f ein Gewohnheitsrecht, eine allgemein bekannte 
Strafe, oder eventuell au f eine andere Rechtsnorm aufgefasst werden kann. 
Die Berufungen des Gesetzes vom Jahre  1208 dieser Art erfordern form-
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lieh eine Ergänzung, eine K onkretisierung und nähere Orientierung für die 
Gerichtspraxis. Die fortlaufende, ununterbrochene Funktion der Ge­
richtsbarkeit am  Hefe zur Zeit Andreas’ I I I .,  die bewusste Förderung 
des Vizehofrichteramtes und die do rt geleistete juristische Arbeit würden 
eine derartige Annahme schon an sich unterstü tzen.
Von diesem Gesichtspunkt aus vermag uns das soeben zitierte Urteil 
des Vizehofriehters viel zu sagen. Hinsichtlich einer Beurteilung der 
Rechtspflege und der juristischen Arbeit im Hofe Andreas’ III. ist es von 
Bedeutung, dass sich der Urteilsbrief bei Beurteilung der Handlung der 
Angeklagten auf das Gesetz vom Jahre 1298 beruft: er betont, dass sie die 
Tat nach Erlassen des Gesetzes verübt haben (das Gesetz ist vom 5. 
August 1298 datiert, die Beklagten aber trieben am 15. September 1298 
Unfug). Die Urkunde weist ausserdem auch noch einen anderen äusserst 
wichtigen Abschnitt auf. Nachdem nämlich die Qualifizierung der verüb­
ten Gewalttätigkeit aufgrund der „institucio seu ordinacio“ des Reichs­
tages vom Jahre 1298 erfolgt war, lautet das Urteil zum Tode am Schei­
terhaufen wie folgt: „ydem in exhibicione falsarum litterarum tanquam 
falsarii in suis defensionibus omnino defecerunt, iuxta .statuta regni in 
eorum personis igne concremandos et morte débita condemnandos eos- 
dem sentenciaiiter decrevimus“.
Das Wesentliche am Problem ist die Erklärung der “statuta regni“. 
Am naheliegendsten wäre die Lösung, wenn dies unter Berufung auf das 
Gesetz vom Jahre 1298 erfolgen könnte. Dies ist jedoch nicht möglich 
weil sich das Gesetz mit der exhibit io falsarum litterarum nicht befasst. 
Wir könnten es einfach als „Gewohnheitsrecht des Landes“ übersetzen. 
In diesem Fall könnten wir ein interessantes Beispiel dessen sehen, wie 
in der Gerichtspraxis Gewohnheitsrecht und geschriebenes Gesetz mitei­
nander verschmelzen, wie eines das andere ergänzt.
Es scheint aber, dass es sich um mehr als dieses handelt. Ungarländi­
sche Quellen aus dem 12. und 13. Jahrhundert verstehen nämlich unter 
statutum (zumeist) königliche (manchmal auch private) Willensäusserun­
gen und auch schriftlich niedergelegte Massnahmen, Gesetze. Interessant 
ist eine Urkundenarenga des Königs Geysa IL: „longa etas patrum prece­
denčnim curavit statuta et décréta sua per testamenti descriptionem . . .  
oblivioni defendere“, auch das Gesetz vom Jahre 1267 nennt sich „prae­
sens statutum “.128 Ebenso bezeichnet sich auch das Gesetz vom Jahre 
1298 in mehreren Artikeln als „statutum“: „haec statu ta“ (Artikel 5 und 
29), „praesentia statu ta“ (Art. 41), „saluberrima statu ta“ und „haec 
carta Statuten um“ (Art. 44)129 und mehrere Artikel beginnen mit „sta- 
tuimus“. Auch von einem schriftlich niedergelegten „statutum seu dec- 
retum“ des Königs Karl haben wir Kenntnis.120
Das Urteil des vicejudex curiae stützt sich ausdrücklich auf das 
Gesetz vom Jahre 1298. Es ist daher sehr wahrscheinlich, dass der Notar 
des Hofgerichtes bei Anwendung des Ausdrucks „statutum regni“ an die 
Bedeutung des statutum als „geschriebene Rechtsnorm“, „geschriebene 
Anordnung“ gedacht hat, wie dies im Gesetz vorkommt, und das Wort 
auch im Urteilsbrief in dem Sinne gebraucht hat, wie ihm dies das zur
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Hand liegende Gesetz eingab. Das Zitat „statuta regni“ dürfen wir daher 
geлviss als eine Berufung auf die geschriebene Rechtsnorm auffassen. Das 
Wesentliche einer Verfügung, und zwar die Bestrafung der Vorweisung 
einer gefälschten Urkunde mit dem Tode auf dem Scheiterhaufen, istim 
Urteil des vicejudex curiae beibehalten worden. Es kann mit gutem Recht 
angenommen werden, dass das Gesetz auch andere Artikel hatte und 
dass diese ähnliche (strafrechtliche) Verfügungen enthielten. Über die 
Umstände seines Entstehens ist uns nicht viel bekannt, doch dürfte es 
ein Produkt der Gesetzgebung Andreas’ III. sein. Sollten auch die Ver­
fügungen des Gesetzes vom Jahre 1298 für sehr allgemein gehalten er­
scheinen, standen der zeitgenössischen Gerichtspraxis doch solche konk­
rete, richtunggebende Arbeiten zur Verfügung. Es ist anzunehmen, dass 
sein vermutlicher Inhalt dem des undatierten Ratsbeschlusses nahe ver­
wandt war. Die Gesetzgebung zur Zeit Andreas’ III. wurde daher auch 
mit der Schaffung derartiger Rechtsnormen ei'gänzt.
In bezug au f das Verhältnis der Gesetzgebung des Königs Andreas 
I II . zum Inhalt des Ratsbeschlusses und  zur Rechtsentwicklung zur Zeit 
der Anjous ist folgendes zu berücksichtigen.
Die bisherige Fachliteratur hat im Gesetz vom Jahre 1298 den welt­
lichen strafrechtlichen und verfahrensrechtlichen Beziehungen und den 
termini technici nur geringe Aufmerksamkeit zugewandt.
Es muss jedoch hervorgehoben werden, dass im Gesetz derartige Be­
ziehungen Vorkommen: so stellt beispielsweise Artikel 12 jene, die die 
Anerkennung der Gutmac hung der von ihnen verübten Gewalttätigkeiten 
erpressen, ausser der Exkommunikation, als solche vor den Gerichtsstuhl 
des Königs, die mit Untreue gebrandmarkt (ivfidelitate notati) sind.131
Anderseits haben wir im vorangehenden Kapitel nachgewiesen, 
dass das Recht Ungarns am Ende des 13. Jahrhunderts den Begriff der 
Gewalttätigkeit (factum potentiae) bereits gekannt hat. Daher können 
wir in solchen Ausdrücken des Gesetzes vom Jahre 1298, wie potenter 
agentes (Art. 4), per potent Шт sibi remissionem procurare (Art. 12), nobiles 
ad'šibi serviendum vi vel potentia artare (art. 33)132 auch eine Beurteilung 
der Tat als Gewalttätigkeit suchen.
Drittens: Hinsichtlich des Zusammenhanges des Beweisverfahrens 
zur Zeit der Arpaden und jener der Anjous enthalten die Artikel 13 und 
14 wichtige Anordnungen. Demnach „haben die vom Herrn König spe­
ziell zu diesem Zweck entsandte Person und die zur Untersuchung und 
Ermittlung von in der Vergangenheit verübten und zukünftig zu verüben­
den Plünderungen in jedes Komitat delegierten vier Adligen dem Herrn 
König unter Zeugenschaft der Domkapitel zu schwören, wo solche straf­
bare Handlungen verübt wurden oder verübt werden. Wenn aber die 
besagten vier Adligen aus Furcht oder Wohlwollen, oder weil sie eine 
Entlohnung entgegengenommen haben, zögern würden, oder über der­
artige Plünderungen ihren Bekannten gegenüber sich getrauen würden 
einen falschen Bericht zu erstatten, haben sie sofort nach verübter Tat in 
die jetzt verfügte Exkommunikation zu fallen und sind dem Urteil des 
Herrn Königs zu unterstellen“.133 Aufgrund der Berufung einer Urkunde
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können wir es vielleicht auch näher beleuchten, für welche Verfahrensre­
gelung die zeitgenössische Praxis dieses Gesetz betrachtet hat. Am 6. 
Oktober 1208 bezichtigte nämlich ein Adliger in der durch den Palatin 
abgehaltenen Versammlung des Komitates Szabolcs zwei Männer der 
Zerstörung seiner Güter. Der Urkunde gemäss haben „die vier Geschwore­
nen (d. h. die Stuhlrichter) . . .  bei ihrer fides . . .  deo et regie corone 
débita, unter Androhung der in der congregalio generalis des Herren 
König (d. h. im Reichstag) erklärten Exkommunikation, und alle übrigen 
Adligen, auf unsere Aufforderung über die erwähnte Zerstörung Peters in 
mündlicher Rede erklärt, dass jene (d. h. die Angeklagten) . . .  alles 
früher Genannte .. . zu Lasten Peters verübt haben, . . . und legten in 
dieser Hinsicht Zeugnis ab“.134 Die Fachliteratur betrachtet diese Ur­
kunde als eines der frühesten, aus der Zeit der Arpaden stammendes 
Beispiel der Ermittlung in der Vollversammlung, des sog. Requisitions- 
verfahrens, und das Wesentliche dieses Verfahrens ist der auf die Auf­
richtigkeit vorher abgelegte Eid, sowie die gemeinsame, korporative 
Zeugenschaft . Daraus, dass sich die Urkunde auf die im Gesetz vom Jahre 
1298 erklärte Exkommunikation als vinculum des auf die Aufrichtigkeit 
im voraus abgelegten Eides beruft, folgt, dass die Gerichtspraxis in den 
zitierten Artikeln 13 und 14 des Gesetzes auch die Regelung gewisser 
Momente der Ermittlung in der Vollversammlung erblickt hat. Dies 
entsprach gewiss auch der Absicht des Gesetzgebers. Die Tatsache, dass 
das Gesetz als Anordnung betrachtet wurde, die sich auf eine Ermittlung 
in der Versammlung bezieht, beweist nicht allein den Ursprung dieses, 
im 14 und 15. Jahrhundert so wichtigen Requisitionsverfahrens aus der 
Zeit der Arpaden, sondern auch deren seinerzeitige verhältnismässig 
grosse Verbreitung.
Die Gesetzgebung des Königs Andreas I I I . regelte demnach im 
Gesetz vom Jahre 1298 und in den nur aus einer urkundlichen Erwähnung 
bekannten „statuta regni“ sehr wichtige Fragen: im Prozessrecht — wie 
dies die Praxis beweist — die Ermittlung in der Versammlung, im Straf­
recht einen Fall der infidelitas, sowie die Strafe für Vorweisung einer 
falschen Urkunde, und vielleicht auch die der Gewalttätigkeit. Diese 
Momente können an sich zu einer richtigeren Beurteilung der nur lük- 
kenhaft bekannten Gesetzgebung von Andreas I II . verhelfen, doch nicht 
minder können sie auch zu einer näheren, genaueren Darstellung der 
Regierung des letzten Königs aus dem Hause der Arpaden beitragen. 
Es stellt sich nämlich heraus, dass damals eine nicht zu unterschätzende 
Gesetzgebungsarbeit vor sich ging, die für die Entwicklung des Verfah­
rens- und Strafrechtes zur Zeit der Anjous wichtige, allerdings bisher 
nur wenig beachtete Grundlagen geschaffen hat.
Andreas III . und die damalige Zentralregierung waren bemüht 
gewaltige Gesetzgebungs- und Verwaltungsaufgaben zu lösen. Das grosse 
Ziel war eine bescheidene Funktion des Staatsregimes unter den un­
glaublich schwierigen Verhältnissen zu sichern. Die Aufgabe der zentra­
len Gerichtsbarkeit wurde durch eine planmässige Förderung des Vize­
hofrichteramtes gelöst. Auch in die Funktion des Komitateorganismus
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wurde -  zumindest stellenweise — anhand der Ernennung von Stuhl- 
riclitern. den Interessen der Zentralgewalt entsprechend eingegriffen. 
Wir können Zeugen der Tätigkeit eines bereite „ständische“ Formen 
aufweisenden Reichstags, der Arbeit der am Reichstag gewählten Con- 
siliarii nebst praelati et barones im königlichen Rate und der Kraftan- 
strängungen von Juristen sein, die im römischen und kanonischen Recht 
bewandert waren. Ihre Auffassung über die königliche Macht geht auch 
aus der Arenga der Friedens vertragsurkunde hervor, die im Namen des 
Königs Andreas die Erzbischöfe Lodomer und Johann gemeinsam mit den 
Beauftragtendes Herzogs Albrecht von Österreich im August 1291 intitu­
liert haben: „Das auf Inspirierung des Heiligen Geistes schriftlich nieder­
gelegte Recht verkündet laut, dass es für die gross mächtigen Fürsten der 
Länder (=terrarum), die von keinerlei Gesetzen eingeschränkt sind, die 
grösste Ehre ist, wenn sie ihr vom Zwang des Gesetzes freies Haupt von 
selbst, freiwillig unter das Joch des Gesetzes beugen“.135 Diese von den 
Traditionen Friedrichs 11.130 inspirierte österreichisch-ungarische Ur- 
kundenarenga steht im schreienden Gegensatz zur Machtlage des unga­
rischen Königs innerhalb des Landes, sie kann auch ein Symbol für die 
Nachwelt jener Kraftanstrengungen sein, die Andreas und seine Umge­
bung unter den schwierigen Verhältnissen unternommen haben sowohl 
auf dem Gebiet der Staatsorganisation wie auch in der Gesetzgebung. 
Es war dies ein fieberhaftes Arbeitstempo, aber auch ausserordentliche 
Leistungen, zu denen den König und alle, die sich um die Aufrechterhal­
tung des blossen Seins der zentralen Macht bemühten, die Ver­
hältnisse zwangen und drängten. Die Kraftanstrengung auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung und der Staatsorganisation stand auch in keinem 
Verhältnis zur Dauer der sichtbaren Ergebnissen. Die gesetzgeberische 
und staatsorganisatorische Arbeit von ausserordentlichen Ausmass 
übertraf fast jene gesellschaftliche Entwicklungsstufe, auf die wir in 
Ungarn am Ende des 13. Jahrhunderts aufgrund unserer derzeitigen 
Kenntnisse folgern können. Falls die späteren Forschungen diese Bemer­
kung bestätigen sollten, so können wir diese, im Verhältnis zur Zeit für 
ausserordentlich hochentwickelt erscheinenden, aber nur vorübergehen­
den. für kurze Zeit erschienenen politischen und rechtlichen Formen 
sicherlich mit den verzweifelten Anstrengungen der zentralen Macht 
erklären, die der Kampf gegen die Oligarchie, die die Staatsgewalt ver­
nichten wollte, erfordert hat. Einige der aufgetauchten organisatorischen 
Formen, zum Beispiel der im Reichstag gewählte Ratsbeisitz, verschwin­
den nachher — einem Schlundbach gleich — für lange Zeit vor unse­
ren Augen, sobald die für den Bestand des Staates gefährlichsten Terri­
torial herren Niederlage erlitten haben, und die Entwicklung der feudalen 
herrschenden Klasse in ihre „normale, gewohnte“ Bahn zurückgekehrt 
war. Die Staats- und Rechtsentwicklung der Zeit Andreas’ III. mit ihrem 
stürmischen Tempo, trugen aber auch bleibende Früchte: sie hioterlies- 
sen den verhältnismässig friedlichen Jahrzehnten der Zeit der Anjous 
in staatsorganisatorischer, gesetzgeberischer und persönlicher Hinsicht 
günstige Grundlagen als Erbe.
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•o CDAC B d . I I I .  S . 129. , „  , 0  , ,
II R e g e s ta  regum  s tirp is  A rp a d ian se  c r itico -d ip lo m a tica  1 - 1 1 ,1 -  R ed .: Szenlpelery, / . ,  
B p ., 1923 — 1943, I I /2  —3. R ed . Szcnlpéiery, I , — Borsa, I . ,  B p . 1961. (K u rz : R A ),
N r. 2518. ...................
12 Deàk, F . —N agy, Oy. —N agy, H aza i O k lev é lta r (V a terlän d isch e  U rk u n d e n sa m m ­
lung) 1 2 3 4 -1 5 3 6 . (kurz: H O kl). B p . 1879, S. 1 1 2 -1 1 3 .
1:i / polyi, A . - N a g y ,  Gy. — N agy, l .  — P aur, I .  — Râlh, K . — V éghdy, D.: Cod. D ip l, l ’a t-  
rius. (k u rz: C D P ). G y ö r— B u d a p e s t, 1865 — 1891, B d. V II . S. 2 S 3 -2 8 4 . 
u  U rk u n d e n b u ch  des B u rg en lan d es u n d  d e r an g renzenden  G e b ie te . . .  (G raz.— K ö ln , 
1 9 5 5 -1 9 6 5 . B d. Г. b ea rb . von H . Wagner, B d. I I .  b ea rb . von  I. L indeck-P ozza , k u rz : 
U b. B urg .) B d. I I .  S. 253, sowie Fejér, O.: Cod. D ipl. R egni H u n g a riae  e e d e s ia s tic u s  
ac c iv ilis  (ku rz: CD), B u d ae  1829— 1844, V I/1 , S. 183 — 184.
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15 D as W o rt e rsch e in t in e in e r U rk u n d e  L ad is la u s’ IV . im J a h re  1270. D em nach  soll 
die fa m ilia  des B is tu m s V eszprém  n ich t „ ad  n o s tr i  vel p a la tin i  sen iu s tit ia r i i  v icariique  
regii e x a m e n “ geladen  w erden (R A . N r. 2716). F rü h e r . Bola IV .: Im  Ja h re  1202 e r ­
w äh n t e r  n eb en  dem  P a la t in  u n d  dem  H o fr ic h te r  die „alii ju s t i t ia r i i  regni n o s tr i“ . 
(K n a u z , F .— D edek Crescene, L .:  M o n u m en ta  E cclesiae S t rigoniensis, k u rz : M ES, 
S trig o n ii, 1874—1924. B d . I .  S. 475.)
le K um orovilz, L .  B .: A spec ia lis  p ra e se n tia  regia p ecsé th aszn é la ta  Zsigm cnd ko räh an  
(D er S iegelgebraueh d e r  specia lis p ra e se n tia  reg ia  z u r  Zeit S ig ism unds), D om anovsz- 
k y  E m lé k k ô n y v , B p. 1937, S. 422 — 423.
" O e r ie s ,  A k ira ly i b iro i je len lé t a X I I I - X I V .  szйzad  fo rd u lô jén  (Die p raesen tia  
regia u m  d ie  W ende d es 1 3 —14. J a h rh u n d e r ts ) .  Jo g tu d o n n in y i K özlöny , X V II . n eu er 
Jg . 1902, S. 052.
18 Die A ufzeichnungen  H evenesi's p u b liz ie rt und k o m m e n tie r t H olub , Zala varm egye  
tô r té n e te  a k ô zép k o rb an  (G esch ich te  d es K o m ita te s  Zala im  M itte la lte r) , Pécs, 1929, 
B d . I .  S. 101. D er d iesbezügliche A b sc h n itt  des den Sachsen e r te il te n  P riv ilegs (And- 
reanum ) la u te t  wie fo lg t: „C oncessim us, quo<l u n icu m  sig illum  h a b e a n t quod ap u d  
nos, e t  m ag n a te s  n o s tro s  e v id e n te r  c o g n o sc a tu r“ . Z itie r t  von  Bzentpétery, I .:  M agyar 
O k lev éltan  (U ngarische U rk u n d en leh re ), B p . 1930, S. 148, A n m erk u n g  4.
19 Im  J a h re  1237 sch reib t d a s  K o lleg ia ts tif t von O fen „ li t te r a s  d om in i D ion isii p a la tin i  
(N a g y , I .  —N agy, O y .— Vé'jhely, I).: Z ala  v â rm eg y e  tô r té n e te  (G eschichte  des K o m i­
t a t e s  Z ala), O k lev éltô r, k u rz : C cd. Z ala, B p . 1880—1890, B d . I . S. 11). Zw ischen 
1254 u n d  1200 k o m m t in e in e r U rk u n d e  des D o m k ap ite ls  von R a ab  vor: „litterae 
d o m in i K (o la n d i) p a la tin i“ (K u b in y i, F .: Cod. D ipl. A rp a d ian u s  1 0 9 5 -1 3 0 1 , P es t, 
1807, S. 39). Im  J a h re  1272 e rw äh n t d e r  K u s to s  S ix tu s  von G ran  a u f  die früheren  
J a h re  zu rü ck b lick en d : „dom inus Ito landus tunc comes pa la lin u s“ (CDAC B d. V II I ,  S. 
400). Im  J a h re  12S2 k o m m t in e in e r U rk u n d e  des K o n v e n ts  zu Ip o ly säg  „ p rae sen tia  
d o m in i p a la tin i“ vo r (CDAC B d. IV , S . 247), 121)1 u n d  1295 sp ric h t das K o lleg ia ts tif t 
von E isen b u rg  ü b er „ p e r  . . . dom inum  N ico laum  p a la tin u m “ g esp en d eten  F e ld er 
(K u b in y i, F .: gen. W erk, S. 1 0 0 —161), beziehungsw eise  ü b e r eine V orladung  „ad  
praesentiam  d o m in i N (ico la i) p a la tin i“ (O D P B d . V II I ,  S. 311), im  J a h re  1300 will 
m an  einen v o r  d em  B u rg h a u p tm a n n  von B o ldvakö  geschlossenen V e rtra g  „ lite ris  
v iceiud ic is d o m in i p a la tin i  (C D P Bd. V II, S. 301) b e k rä ftig e n .
20 Kovachich  gen . W erk, S. 144. — Den T ex t ve rb essert a u fg ru n d  d e r U rk u n d e  (Or- 
szagos L ev é ltâ r  KOzépkori G y ü jtem én y e, U ng. N a tio n a la rc h iv , B u d a p es t, D iplom a- 
ta r ia ,  kurz: OLD1, N r. 13894) Fauler, Oy.: A m ag y a r n em ze t tô r té n e te  az Ä rpad- 
hiizi k ira ly o k  k o rä h an  (G esch ich te  d e r u n g arisch en  N a tio n  zu r Zeit de r K önige au s 
dem  H a u se  d e r A rp ad en ). B p. 1899.2 B d. I I ,  S. 581, A n m erk u n g  300.
21 C D P  Bd. V II, S . 114.
22 A ngabe  aus dem  J a h re  1230: Holub  gen . W erk , S. 72 (Facsim ile); au s  dem  J a h re  1238: 
C D P  B d. V II I ,  S. 33; au s  dem  J a h re  1270: CDAC Bd. V II I ,  S. 302.
«  O L Dl N r. 83155.
21 K äm m erer, E . — Lukceics, P . — N ogy, I .  — N o g y , 1. -  Véghely, 1).: Cod. D ipl. C om itum  de 
Z ichy  . . .  k u rz : Cod. Z ichy , B p. 1871 - 1 9 3 1 ,  B d. I, S. 119. D ie U rk u n d e  w eist woh 
k e in e  Ja h re sza h l a u f, d a ra u s  jedoch, d a ss  d ie p rozessfüh renden  P a rte ien  in d e rg le ic h e n  
S ache am  16. M ärz 1308 e ine  V ere in b aru n g  ge tro ffen  hab en  (a .a .O . Bd. I, S. 1 1 6 —117), 
k a n n  m an  a ls  sp ä te s te n  T erm in  d a s  J a h r  1308 an n eh m en .
25 „A n  R ex  p ra e te r  oc to  illos regios h o m in es e tia m  q u a tu o r  In d ice s  N ob iliem  elegcrit ? 
e te x tu  a rticu li h u iu s  d e f in iri non  p o te s t ."  (Gen. W erk  S. 145.)
26 A nem esi varm eg y e  m ega lak u lasa  (E n ts te h e n  des ad lig en  K o m ita ts ) ,  K c lcz sv é r, 
1907, S . 29 — 30. — Die z i t ie r te  U rk u n d e : Fejér, CD, V III /5 . 8 . 17.
27 D iese B ed eu tu n g  d e r  au s  den P sa lm en  30 u n d  70 z it ie r te n  T eile  fceU vchtet v en  ncch  
n ä h e r  e in  v e rw a n d te r  V ers des 00. P salm s: „ D e d u x is ti  m e, qu ia  fa r tu s  es epes mea, 
tu rr is  fo r tilu d in is ,  a facie in im iei“ (Ps. 00, 4). D iese e in a n d e r so nah elieg en d en  P sa lm ­
s te llen  in sp ir ie r ten  fö rm lich  den an  d iesen g e sch u lten  K le rik e r zum  G ebrauch  des 
A u sd ru ck s „esse in a liq u em  (a liq u id )“ im  S inne  v en  „ fie r i“.
28 „ E t  filios a d v en ae , qui a d h a e re n t D om ino, . . . u t  s in t ei in servos, . . .  a d d re a m  . . . 
in m o n te m  sa n c tu m  m etim .“
7 2  J .  G E R IC S
2» CDAC B d . X , S. 424. D as D a tu m  d e r  u n d a tie r te n  U rk u n d e  b e s t im m te  M . W irtn ir :  
T ö r t .  T âr, 1897, S. 451.
3« CDAC B d. V, S. 146.
sı CDAC B d. V, S 200.
32 N agy, I .  — N a g y , Oy.: C'od. D ip l. A ndegavensis, k u rz : CA. B p. 187 8 — 1920, B d. I ,  S. 220.
33 A .a.O . S 3 1 5 -3 1 6 .
34 Z itie r t  von  Füged i, E .: Szäzadok , 72 (1938) S 291.
35 C D P  B d . V II ,  S. 317.
3° S zü ä g y i  gen . W erk , S. 154. — Kovachich  gen . W erk , S. 167, 172, 173, 177 usw . F iil­
den  B e k la g ten  g e b rau c h t d e r K atsb esch lu ss  a u ch  d e n  A u sd ru ck  retis u n d  d ie  u m sch re i­
b en d e  F o rm el „ ille, c o n tra  quem  f it  q u erim o n ia” (a .a .O . S. 148.
o7 S zü ä g y i  gen. W erk, S. 154.
39 D er A u sd ru ck  actor k o m m t v o r  z .B . im  J a h re  7233 (Keg. V ar. S. 298, N r. 371), im 
J a h re  1201 (im P riv ileg  A n d re as’ I I I . ,  S . L . E ndlicher: K egni H u n g a riae  M o n u m en ta  
A rp ad ian a , S angalli, 1849, S. 625), im J a h re  1290 (U rk u n d e  des K o lle g ia ts tif te s  von 
O fen —CDAC B d. X I I ,  S . 585), im  J a h re  1299 (die K önig in , a ls  K läg erin , w ird  im  U i- 
te il  des V izehofrich ters, actrix  g e n a n n t, C D P  B d. V I, S. 448) usw . Die Streitverkündung  
w urde  u n te r  an d eren  m it d e r B ezeichnung  „in causam  trah ire“ beziehungsw eise  „allra- 
lure“ a u sg e d rü c k t. B eisp ie le  fü r  d a s  V orkom m en des A u sd ru ck s „in causam aUrahtre“: 
au s  dem  J a h re  1271 (U rk u n d e  des D o m k ap ite ls  von  K a lcc sa , CDAC B d . V II I ,  S. 
357) u n d  au s  dem  J a h re  1291 (U rk u n d e  des K o lleg ia ts tif t es von Požega, CDAC B d. 
X I I ,  S. 523). Die U rk u n d e  des D o m k ap ite ls  von A gram  au s  dem  J a h re  1298 g e b ra u c h t 
den A u sd ru ck  . .pars in  ind ic ium  tracta“ ('Г. Sni .ciklus: t o d .  Dipl. regni C.roatiue, 
D a lm a tin e  e t  S lavoniae , B d. V II, S . 315), in  d e r  U rk u n d e  des G esp an s v o n  Ö d en b u rg  
au s  d em  J a h re  1283 k o m m t h ingegen d ie B ezeichnung  „com es D ionisius . . . d ix e rit 
se in  causam allractum  e x ti t is se “ . (N agy , I.: S opron  v ä rm eg y e  tô r té n e te ,  O k lev ć lU r, 
-  G esch ich te  des K o m ita ts  Ö denburg , U rk u n d en b u ch , Sopron , 1899, B d . I ,  S. 49). 
Die Prozessführung  w ird m it dem  Z eitw o rt „ causari“ a u sg e d rü c k t, dessen  P a r t iz ip  
im G esetz  zu lesen is t:  „causantes“, im  Ja h re  1237 in  d e r  U rk u n d e  des B ischofs von  
R aab  und  se iner M itr ic h te r  (CDAC B d. V II, S. 50) u n d  im  Priv ileg  von B éla  IV . au s  
d em  J a h re  1242 („res, pro q u a  causabafur“, E n d lic h e r gen. W erk , S. 457); d ie  P rc -  
zessfü h rer n e n n t  S te p h an  V. im J a h re  1272 „ causalores“ (CDAC B d. V II I ,  S. 384), 
i,-n U r te il  des V izehofrich ters, beziehungsw eise A n d reas’ I I I .  vom  J a h re  1299 l a u te t  
d ie B ezeichnung  „ cau sid icu s“ . (Im  in h a ltlich en  T ra n s su m p t des H o frich te rs  vom  
J a h re  1322. D em nach  h a t  ein P ro c u ra to r  1322 „n o b is  (com iti L am p erto ) q u a m p lu re s  
l i t t e r a s  co m itis  S te p h an i v iceiud ic is curie  . . .  A n d ree  régis . . . fo rm am  iuđieii ipsius 
c o n tin e n te s  e t  sen ten c ia lessim u l c u m  se n te n c iu lib u s li tte r is  . . .  A ndree  regis . . . dem on- 
s t r a v it ,  in q u a ru m  te n o rib u s  in te r  c e te ra  reperim u s se ria tim  expresse  co r.tin e ri, qoud 
. .  . an n o  dom ini 1299 . . . A nd reas rex in co n g reg a tio n s regni su i s e x ta  fe ria  p ro x im a  
p o st fe s tu m  b e a te  M arg are th e  v irg in isp ro  su b levam ine  regni su i c e le b ra ta  sedens pro 
t r ib u n a li  u n a  cu m  b a ro n ib u s  e t  regni su i n o b ilib u s q u o slib e t causidicos iu d ica re t . 
CA B d. I I ,  S. 30.) D er P rozissualgegncr w ird in e in e r U rk u n d e  kön ig lich er G ru n d ­
b e s itz r ic h te r  vom  J a h re  1230 „advtrsa  pars“ g e n a n n t, (M ES B d . I ,  S . 320.) in einem  
M em orial um  1275 (C D P B d. V I, S. 161 -  162. D as D a tu m  d e r  U rk u n d e  siehe O yörffy, 
Oy.: Az Ä rp äd k o ri M agyarorszag t ö r t . fö ld rajza , — G esch ich tliche  G eographie  U n g a rn s 
z u r  Zeit d e r  A rp ad en  -  , B p. 1963, Bd. I ,  S. 732 bei .1er O r ts c h a f t  Z su zsu k tö ) u n d  in 
d e r  U rk u n d e  des K c lle g ie ts tif te s  v c n  E isen b u rg  vom  J a h re  1294 (C D P B d . I \  , S. 
88) usw .
39 P riv ileg  des K ö n ig s B éla IV . fü r A gram  au s  dem  J a h re  1200: „si iudex  suspectus  hab e- 
b i tu r  et a c to r  lég itim an t cau sam  recu sa tio n is  a lleg av e rit . . . “ (S m iiik la s  gen. W erk , 
B d . V, S. 403.) — L a u t  e in e r U rk u n d e  L ad is lau s’IV . au s  dem  J a h re  1270 sind  d ie  
H in tersassen  d e r  K irche  von V eszprém  „ ex p e ritu r i  . . .  c o n tra  hom ines tori a lte r iu s  
sett act u ri sequi debeant fo ru m  rei iu x ta  lég itim as sancciones“ (R A  N r. 2716), 1291 e r ­
k lä r t d a s  P riv ileg  A n d reas’ I I I .  fü r P ressburg : „actor fo ru m  rei sequ itur“ (E ndlicher  
gen. W erk  S. 625).
40 A rtik e l 69, Kovachich  gen . W erk  S. 179. Vgl. Szild g yi  gen . W erk  S. 154. — H . M arczali 
s te ll te  a ls e rs te r  fest, d a ss  ü b er d ie evict io e rs tm a ls  d ieses G esetz v e rfü g t (E n ch iri­
d ion  fo n tiu m  h is to ria e  H u n g a ro ru m  . .  . ,  B p. 1901. S. 196, A n m erk u n g  8).
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11 II  n j in k ,  / . :  A m ag y a r W rösagi sze rv eze t os p e rjo g  az  A rp ađ - é s  vegyeshâzi k irâlyok  
a la t t  (D ie G erich tsv erfassu n g  u n d  d a s  P ro zessrech t U n g a rn s  b is  a u f  1526. kurz: P e r­
jog), Bp. 1899, S. 171, A n m erk u n g  10.
42 S in ic iklas: gen . W erk  Bd. V II ,  S . 243 u n d  СПАС B d. V, S. 203.
13 /liés, J A m ag y a r szerzôdési jog az  Arp&dok k o rà b an  (D as ungrische V ertragsrech t 
zu r Z eit de r A rpaden), 15p. 1901, S. 1 0 0 -  102.
11 K u b in y i , A .:  B uda v à ro s  p ecsé th aS zn é la tân ak  k ialaku lûsa  (Die E n t W icklung des S ie­
ge lg eb rau ch s d e r S ta d t O fen. T anulm A nyok B u d a p es t m u ltjab o l (S tud ien  au s  der 
Vfe rg an g en h eit von  B u d a p es t)  Bd. XIV ', (1961) S. 123. — Die S ta d t  fo lg te  d a m it der 
P ra x is  d e r g lau b w ü rd ig en  O rte .
4Л Heg. Var. S . 161 — 162, N r. 19.
,r* .,q u ia  com es B udun  (v en d ito r) p riv ilég ia  . . .  regum  su  p e r p re d ic ta  te r r a  B eleser v o c a ta  
co ram  n o b is  p re se n ta v it ,  p red ic t os v iro s (em p to res), si a liq u a  quest io c o n tra  ipsos 
su p e r te r r a  ipsa m o v ere tu r, n e q u aq u a m  assum sit e x p ed ite  . . .  si a liquem  e x p ed ire t, 
idem  com es B udun p re d ic tà  p riv ilég ia  d e b e re t co ram  indice ad  in s tan c iam  v iro n in i 
p red ic to ru m  p re sen ta re  ad  d ec la ran d u m , quod  p re fa ta  te r r a  ex d o n a tio n e  dom ini 
regis fuel it ad  ip sum  d e v o lu ta .“ (( ’D P  B d . V l i l ,  S. 181 —182.)
17 ..H eu s vel ille, c o n tra  quem  fit querim o n ia , so lum  bis d eb e t ev o cari e t  tan d e m  te r t io  
p ro c lam ari per nobiles su p rad ic to s . E t  sic u n iverse  cau se  in fac tis  prem issis em erse, 
vel e x o r te  in te r t io  te rm in e  o m n i d issim u la tio n e  sem o ta  deben t te rm in a r i“ (K ova- 
chich g en . W erk  S. 148.
ЛА H o jn ik ,  P erjog , S. 1 9 7 — 199; S zilà g yi  gen. W erk. S. 155.
,,J Zdvodszky, L.: A szen t I s t  v a n , szent L âszlo  é s  K alm an  korab eli to rv én y e k  é s  z s in a ti 
h a té ro z a to k  fo rràsai. Függelék: A to rv é n y e k  szövege (Die Quellen de r G esetze und 
.Synodalbeschlüsse z u r  Zeit des H eiligen S tep h an s , des H eiligen L ad islau s und  K olo­
nm uş. A nhang : W o rtlau t d e r  G esetze). B p. 1902, S . 179.
•r,° C D P  Bd. V I, S. 30 u n d  folg. — Die u d v a rn ic i verlo ren  d a n n  den Prozess, ih re r  drei 
w urden  geschoren , u n d  sie v e rp flich te te n  sich zu vollem  S ch ad en ersa tz .
51 Fejér CD V/2, S . 1 3 6 -1 3 7 .
52 C’D P  Bd. I I ,  S. 22 — 23. — Die D a tie ru n g  b e s tim m te  J .  K nràcsonyi: A ham iş, h ibas 
k  el t u  és k e îteze tlen  o k levelek  jegyzéke  1400-ig (V erzeichnis d e r fa lschen , falsch- und 
u n d a tie rte n  U rk u n d e n  bis 1400), B p . 1902, S . 120, X r. 176.
’,3 D er U rte ilsb r ie f  vom  J a h re  1299 b lieb  in reichlichen A uszug in d e r U rkunde  des 
H o frich te rs  vom  J a h re  1322 e rh a lte n : „A nno dom inice  in ca rn ac io n is  M. ducen tesim o  
nonagesim o nono . . . R op h e in  b a n u s  . . . dum  A n d reas rex in congregacione regni sui 
se x ta  fe ria  p ro x im a  p o st fest um  b e a te  M arg are th e  v irg in is (17. Ju li)  . . . cé léb râ t a  . . . 
(piosl i be t  causid icos iu d ic a re t . . . ad  sui regii (!) m ag n itu d in is  accedendo p resen tiam , 
u t  idem  L ad is lau s  (l’ilius Jo h a n n is  filii C h ab an k a  de G yngw s de genere  A ba) feria 
q u in ta  p ro x im a  post fe stu m  b e a ti  Jaco b i a p e s te li  (31. Ju li  1298) q u am p lu iim is  iobagi- 
on ibus su is cu m  m ercim oniis in possessionem  şuan ı D ebrechen  v o c a tam  re d eu n tib u s  
c la ra  luce in te r r a  K okw th insicLuis (!) ipsos spoli& verit, re s .eo ru m  ad  va lo rem  ducen- 
ta ru m  a b s tu le r i t,  t r e s  ex eisdem  in te rem e rit e t sex v u ln e ra to s  re liq u erit, m e d ia n tibus 
l i t te r is  c a p itu li  W arad ien sis  se e v id en tes  te s te s  c o n tra  m em o ra tu m  L ad  isla u m  in 
o c tav is  died c in e ru m  (11. M ärz 1299) p roduxisse , ip su m q u e  L ad islau m  ad re p o rta n d u m  
seriem  p roduccion is ipsius te s tim o n ii, u t  cau sa  iu x ta  regni ap ro b a tiss im am  consuetu - 
d inem  in iu ram en to ru m  deposit ion ibus a u t pug ilum  eongression ibus p o tu  isse t  te rm i- 
n a ri, nec venisse, nec misİ3se, пес e tia m  d enuo  . .  . c i ta tu m  ad q u in d en as n a t iv i ta t is  b. 
Jo h a n n is  B a p tis te  (8. J u l i  1299) co m p aru  isse со m pro b asse t, idcirco . . .  rex  . . .  L a ­
d is lau m  . . . p rivac ione  possession um  e t o m n iu m  b o n o ru m  su o ru m  ac senter.cia  
c a p ita l i  co n d em n an d u m  a d ju d ic a sse t.“ (CA B d. I I ,  S. 30 — 31.)
54 Kovachich  gen . W erk, S. 167 und  172; S zilà g yi  gen . W erk, S. 155—156.
55 H o jn ik :  Perjog , S. 240. — B eispiele fü r den  G ebrauch  des ierm inum  cissumere: in der 
U rk u n d e  d e r  S erv ien t en v o n  Zala vom  J a h re  1232 (siehe w e ite r u n te n  A n m erk u n g  60), 
sowie in d e r U rk u n d e  des P a la t in s  au s  dem  Ja h re  1279: an  S te lle  d e r p rozessfüh renden  
P a r te i  „G ero ld u s serv ions su u s te rm in u m  a ssu m sit“ (CDAC B d. X I I ,  S . 490. Die 
D a tie ru n g  s te ll te  K aràcsonyi fest, gen. WVrk S. 122, N r. 186).
56 ,,Sic in tra  un ins an n i revolucionen quelibet cau sa  f in a lit  e r  te rm in e t n r .“
57 S zilà g y i  gen. W erk S. 157.
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58 D a fü r  s te h e n  u n s  jed e tn fa lls  g enug  frü h e  D a te n  r u r  V erfügung , d a ss  d ie  V orladung  
zum  K ö n ig  e inen  R e c h ts t i te l  fü r e ine  A ufsch iebung  des se ite n s  drr Z eug in  fies K lägers 
abzu legenden  entscheidenden E ides  d a rg es te lit  h a t .  Im  J a h re  1222 h a t  n äm lich  de r 
B o d ro g er G espan  B an k  den  P ro zess <les K lägers B a ra k c n y  gegen  d u sn ic i zw ecks 
F e s ts te llu n g  de r V e rw a n d tsc h a ft” p o su it su p e r iu ra m e n tu m  M a rtin i e t F o n ch u k ae , 
c o g n a to ru m  B o ro k u n  e t  su p e r iu ram en tu m  d u o ru m  fin itiin o ru m , q u o s ad v ersa rii 
e lig e ren t e t  m isit u tra m q u e  p a r te m  V arad in u m  . . . D a to  i ta q u e  eis te rm in o  . . . nonii- 
n a t i  d u sn ic i . . . p re n o m in a to s  te s te s  a d iu ra tu r i ,  fu e re  V a rad in i; sed  p re d ic ti te s te s  non 
c o m p a ru e ru n t. P re fa tu s  ta rn e n  ad v ersa riu s  m isso se rv ien te  d ix it eos fu isse c i ta t  os afi 
regem  e t  ideo non  po tu isse  afl te rm in u m  venire . D a to  i te m  secundo  te rm in o “ geschah  
fias g leiche. E s s te ll te  sich jed o ch  d ie  F a lsch h e it fier B e h au p tu n g en  B a ra k o n y ’s h e rau s, 
w o ra u f le tz te re r  v e ru rte il t  w urde  (R eg. V ar. S . 277 — 278 N r. 828).
53 Zuvodszky  gen . W erk  S. 191.
60 S iehe Cod. Z ala  B d . I I  S. 643 — 644.
61 ( 'D P  B d. V II I  S. 30. — D er V izep a la tin  b e s tim m te  h ie ra u f  „ a d  co n v in cen d am  ta rn e n  
m aliciam  e iu sd em “ au ch  e inen  fü n fte n  T erm in , zu  d em  d e r B ek lag te  en d lich  ersch ienen  
w ar.
6- CDAC B d . I I I  S. 129. Z itie r t :  in I la jn ik :  P erjo g  S. 208.
63 Perjog , S . 197, A n m erk u n g  1: „ (T eh an u s) sem el, secundo  e t te r t io  m o n itu s  (p riv ileg ium  
suum ) ex h ib e re  n u lla te n u s  v o lu is se t“ . ( Fejér: CD I I I /2 ,  S . 141).
6J Cod. Z ichy, B d. I ,  S. 25.
115 Com es Ip a c s  v e rk a u f te  dem  B a n u s B a n k  fü r 300 M ark e inen  B o d enbesitz , tien er 
vom  K önig  E m erieh  e rh a lte n  h a t te .  D iesen K a u fv e r tra g  b e s tä t ig te  1212 a u ch  K ön ig  
A n d reas I I . ,  und  a n n u llie r te  die S ch en k u n g su rk u n d e  E n te rich s, d a m it d e r  V erk äu fe r 
ofler dessen  N ach k o m m en  B ank  im  B esitze  d es von  ih n en  g e k a u fte n  B od en b esitzes 
n ich t b e lä s tig en : „Y p o eh  in p re sen tia  n o s tra  c o n s t i tu te s  e t re q u is itu s  su p e r illo p ii- 
v ilegio, si h a b e re t,  se p riv ileg ium  h a b e re  illud  om n in o  d e n eg a v it, e t sem el e t  secundo 
e t te r t io  c i t a tu s  co ram  nobis, u t  idem  priv ileg ium  a p p o r t a n t ,  m in im e a p p o r ta v i t“ . 
(C D P B d . V II I ,  S. 13.).
66 A r t .  51, K ovachich  gen . W erk S. 154.
87 A rt. 64 u n d  65, Kovachich  gen . W e rk S . 167 u n d  172.
08 A r t .  50, Kovachich  gen . W erk  S. 151 — 152.
89 A rt. 51, Kovachich  gen . W erk  S. 154.
7n A rt. 68, Kovachich  gen . W erk  S. 177.
71 A rt. 57, Kovachich  g en . W e rk s .  158. D en h ie r  v e rö ffe n tlic h te n  T e x t v e rb esse rt S z ild g y i  
gen . W erk  S. 160.
72 Endlicher gen . W erk. S. 523 u n d  C D P  B d. V II I ,  S. 184.
’ 73 D er V e re in b a ru n g  gem äss e n tr ic h te n  d ie  B e k la g ten  d em  K läg er 17 M ark , u n d  b e ­
g leichen  fe rn e r den  R ich te r  und  den  p r is ta ld u s ; fa lls sie flies v e rsäu m en  w ürd en , 
„ p o r ta ie n t  regale in d ic iu m “ (R eg. V ar. S. 158, N r. 8).
71 I m  B odenprozess d e r  B u rg m in is te ria len  von S zolgagyör im  J a h re  1220 („ d ie ti  ioba- 
giones in q u a tu o r  iu d ic iis  regalilttis re m a n se ru n t, e t  si q u is eo ru m  proeessu  tem p o ris  
p resen tem  cau sam  re tra e ta re  te m ta v e r i t ,  non  e r it  a u d ien d u s , p r iu sq u am  q u a tu o r  
indicia regalia  p e rso lv e rit“ , C D P  B d. V II, S . 17), im J a h re  1237 (wegen u n b e g rü n d e te r  
P rozessfü h ru n g , H O kl. S. 6), im  J a h re  1252 („q u o d  . . . rem  iu d ic a ta m  . . . d e d u x it  in 
sc rn p u lu m  recid ive q u estio n is“ , C D P  B d. V I, S. 63), u m  1275 (w ird von je n e r  P a r te i  
b e za h lt, d ie d a s  U rte il  d e r  S ch ied srich ter n ich t a n e rk e n n t, C D P  B d. V I, S. 162) usw .
75 „si vero  (Saxones) co ram  q u o cu n q u e  iudice re m a n se rin t, ta n tu m m o d o  in d ic iu m  
consueludinarvum  red d ere  te n e a n tu r“ (A n d rean u m , F . Z im m erm ann  — C. W erner: 
U rk u n d e n b u ch  z u r  G esch ich te  d e r D eu tsch en  in S ieb en b ü rg en , H e r rm a n n s ta d t,  1892, 
S, 35).
76 P erjo g  S. 442.
77 CDAC B d. X . S. 1 4 7 -1 4 8 .
78 U b. B u rg . B d. I ,  S. 2 3 7 - 2 3 8 .
79 Fejér, CD V/2, S. 3 6 6 - 3 6 7 .
80 u m  1288 (H O kl S. 119), im  J a h re  1299 (C D P B d. V I. S . 451) usw .
82 U b . B urg . B d . I ,  S. 237. OLD1 N r. 86450.
82 S. A n m erk u n g  78.
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83 CD P Bel. V II I ,  S. 3 9 7 - 3 9 8 .
81 Vgl. S zilâ g y i  gen . W erk S. 1 5 7 — 159.
85 Kovachich  g en . W erk  S. 144.
86 A.U.O. S. 154.
s’ A .a.O . S . 157.
88 A .a.O . S. 150.
89 A .a.O . S. 151 und  191.
90 A .a.O . S. 154; T e x t v e rb esse it von  S zilâ g yi  gen . W erk  S. 158.
91 Kovachich  gen . W erk  S. 191.
92 G em äss d e r U rk u n d e  d e r  S e rv ien len  von Z ala  w urde 1232 gegen B anns A t y us/, jen e  
K lage erh o b en , d ass er d a s  G ut d e r K irche  von V eszprém  „ in iu s te  e ccu p asse t e t 
o c cu p a ta m  v io len te r  per suam  potenciam  d e t in e re t“ (Cod. Z ala  B d . I I ,  S . 643). — L au t 
dem  U rte ilsb r ie f  des K önigs v om  J a h re  127!) h a t  ein A dliger O rosfalu  „potcncialier 
occupaveral“ (CDAC B d. X I I ,  S. 252). — 1289 w ird v o r dem  D o m k ap ite l von R a ab  
gegen eine B e s itz u b e rtra g u n g  E in sp ru ch  erh o b en , weil sie „m ediatue potcncia  vel 
pocius impression«; . . . u sq u e  ad  m etlim  m o rtis  e t  am issionem  possessionis” erfo lg t 
w ar (H O kl. S. 114). — Im  J a h re  1291 w ird  v o r  dem  D o m k ap ite l zu G ran P ro te s t  
e ingeleg t, weil den  G eschäd ig ten  „ v ir i p o te n te s  de  su is  possessionibus non  secundum  
ind ic ium , seri per poli tician  e t v io len tiam  exp u lissen t ( Fejér, CD V I/1 , S. 220). — 1292 
v e rw a h r te  m an  sich desh a lb , weil Iv â n , d e r  S ohn  H e in richs einen B esitz  „ potencialiter 
occupassel et per violenciam  et potenciam in iu s te  . . . detineret“ (Cork Z ala  B d. I, S. 101 — 
102). — Im  J a h re  1299 w ird ü b er eine „ te r r a  reg inalis . . . potencialiter detenta“ g e ­
sch rieben  (C D P B d. V I, S. 449).
93 D as D o m k ap ite l v o n  E rla u  w ird se iten s  A ndreas I I I .  angew iesen  zu  u n te rsu ch en , 
„si N icolaus . . . potencialiter eundo  q u asd am  v illa s  d e s tru x e r i t  . .  . bon is o m n ib u s 
easdem  spoliando  (et actores) m o rta lite t ' v u ln n v e r it“ (C D P B d . V II, S. 309). — Im  
J a h re  1298 b e la n g te  P e te r  v o r dem  P a la tin  L ad is lau s  u n d  D anes, „q irod  . . . v illam  
su am  G ulgo von-itanı potencialiter reniendo, ean d em  d est n t x issen t “ (Cod. Z ichy Bd. 
I, S. 89).
91 D as D o m k ap ite l von  E rla u  b e r ic h te t  dem  K ön ig  A nd reas I I I . :  „ P a n g a rrc h iu s  . . . 
co n frac to  o stio  ipsitts dorm is q u a n d am  v irg inem  de m an ib u s  earu n d em  d o m in an tn i 
potencialiter e x tra x e r i t  . . .  e t  nu n c  ean d em  p c te n c io n a lite r  ap u d  se d e tin e re t“ (C D P 
B d. V II, S. 316).
95 1300: potencialis reru'n oblačio (U rk u n d e  des Z ipser K o lleg ia ts tif te s , C D P  B d. V I, 
S. 457).
98 U rk u n d e  d e r B eh ö rd e  des K o m ita te s  N ovi C astri vom  J a h re  1302: „ arac io  te r re  sue, 
q u am  potencialiter d ix e ru n t arasse" (O LD l. N r. 83155).
97 U rk u n d e  A ndreas' 111. vom  J a h re  1297: „ t r ib u tu m  potencialiter exigi L e e re “ ( F iler, 
CD V I/2 , S. 7 2 - 7 3 ) .
98 N ach  einem  U rte il des V izehofrich ters a u s  d e r Zeit ries K önigs L ad islau s IV .: „A lex ­
a n d e r . . .  potencialiter insurgendo, Im m inent dom in i regis e t  te s tim o n iu m  c ap itu li 
A griensis . . . v e rb e ra v it ,  p ro  h y s  o m n ib u s possessionem  su am  D ubos v o ca tam , de  q u a  
exeundo  prom isse o m nia  p e rp e tra v it ,  a m ise ra t“ (CDAC B d. X , S. 146).
99 Itn  J a h re  1260: „ secu n d u m  eo n su e tu d in ern  de  ipso v in d ic te  s u m a tu r , nisi qtiis in  ludo  
sine prem editata m a lilia  a liq u em  inter/eceril“ (A grarner P riv ileg  ries K önigs B éla IV ., 
S m ick las gen . W erk B d. V I, S. 402). — In t J a h re  1272: ,,cas Udi iler fu is s e  in terfectum “ 
(U rk u n d e  des D o m k ap ite ls  von N e u tra  C D P  Btl. V I, S. 187). — Im  J a h re  1275: „in- 
terfectus casualitcr“ ( K o lleg ia ts tift von E isenburg , C D P  B d . V I I I ,  S. 442). — Im  J a h re  
1292 w ird in e inem  S o n d e rv e rfah ren  naohgew iesen, d a ss  jem an d  „non per in im iciciam  
p riu s  exeogitatam, sed casualitcr et ignoranter . . .  exlilisset in tcrem plus“ (B onis: gen. 
W erk  S. 107, A n m erk u n g  462).
199 Den e inen  d e r V e rträg e  a u s  dem  J a h re  1300 s. C D P  B d. VI, S. 459 den an d eren  OLD1 
XV. 73564. — D er obige F a c h au sd ru e k  wird in zwei im  O rig inal e rh a lten en  E x em p la ­
ren des Gesetz.es vom  J a h re  1351 in d e r F o rm  „ in  facto  p o ten c ia li su c c u b itu s  d u e lli“ , 
in zwei an d eren , ebenfa lls  O rig in alex em p la ren  in d e r  F o rm  „ in  facto  po ten c ia li succu- 
b i tu  d u e lli“ e rw äh n t (OLD1 Nr. 4239).
tot P e rjo g  S. 274.
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102 Dus V orkom m en d e ra r t ig e r  A u sd rü ck e  fa ss te  H a jn ik  a ls  B ew eis dessen au f, d a ss  vom  
T a tb e s ta n d  d e r E ig en m äch tig k e it d ie R ede is t .  I n  e inem  k o n k re te n  F a ll  (au s  dem  
.Jahre  1501) s te ll te  e r  au fg ru n d  fier F o rm el potentia  m ediante  fe st, d ass au ch  fias a ls 
G e w a lttä tig k e it b e tr a c h te t  w urde , w enn ein au fg en o m m en er K re d it  n ich t z u rü c k ­
g ezah lt w urde . (P e rjo g  S. 2,46, A n m erk u n g  48). 
юз Oeries, ■).: A d a lék o k  a  K éza i-k ro n ik a  p rc b lé m â in ak  m egoldasćhoz (B e iträg e  zu r 
L ösu n g  d e r P ro b lem e  d e r  C h ro n ik  M eister S im ons von  K éza). — A n n a l. U n iv . S c ien t. 
B u d ap estin en sis  de  R o lan d o  E ö tv ö s  n o m m atae , Sectio  H is to rie s  T om . I .  B p. 1957. 
S. I l l ,  S. 131, A n m erk u n g  5; B ô n is  gen . W e rk S . 104, A n m erk u n g  449. 
tot B o n is  gen . W e rk S . 104, A n m erk u n g  450. 
tos CDAC Bfl. IV , S. 2.81. 
too C D P  B d. V I, S. 448.
107 P erjo g  S. 285 — 286.
to» A .a.O . S . 389 u n d  a .a .O . A n m erk u n g  13. 
юз A .a.O . S . 289.
no C D P  B d. V II, S. 18; Cod. Z ala  B d. I, S. 9; ä m tä iklas  g en . W erk  Bd. IV , S. 403; CDAC 
B d. X , S. 401; H olub, g en . W erk  S. 72 (Facsim ile), 
m  Im  B erich t des D o m k a p ite ls  von  E rla u  an  L ad islaus I V .,  C D P  Bfl. V I I I .  S. 274; im 
J a h re  1299 h o lte  d e r  D e ch a n t v o n  Szabolcs in e in e r k irch lichen  A ngelegenheit d e ra r t  ige 
E rk u n d ig u n g en  ein (CDAC B d. X , S. 342); im J a h re  1299 g ing  d ie B ehörde  d es K om i- 
t a te s  V eszprém  in d ieser W eise in A ngelegenheit e ines R au b es  u n d  e in e r B esitzze r­
s tö ru n g  v o r  (C D P B d. V I, S. 446) «sw .
" 2 In  d e r U rk u n d e  fier B o d e n ric h te r  des K o m ita te s  E isen b u rg  vom  J a h re  1238: „per 
oculatam  e t subtilem  fa c ia m  inqu isilionem “ (U b. B u rg . Bfl. I ,  S . 187).
112 H O  B d . V I, S. 446.
114 H a jn ik :  Perjog , S. 285, A n m erk u n g  47; K u b in y i, A .  gen. W erk S . 137, A n m erk u n g  1 19. 
1,5 ZAvodszhy  gen . W e rk S . 153. 
tt« Cod. Z ich y  B d . I ,  S. 9 9 - 1 0 0 .
117 Fcjér, C d' v I/2 , S. 2 5 - 2 7 .
tt» D er U rte ilsb r ie f  vom  J a h re  1300: CDAC Bfl. X , S. 379.
119 CDAC B d. X I I ,  S. 673. — D as D a tu m  fier U rk u n d e  s. K ardesonyi: M agyar nem zet- 
ségek a X IV . sz. kôzepéig  (U ngarische  G esch lech ter b is z u r  M itte  des 14. J h .)  B p. 
1901. Btl. I I ,  S. 328.
■го CDAC B d. IV , S. 281.
121 C D P  Bfl. V I, S. 448. B ezüglich  des u n g a rlän d isch en  V orkom m ens d e r  a u s  dem  rö m i­
schen  R e ch t s ta m m e n d en  A u sd rü ck e  fa lsa r iu s , crim en fa ls i  u n d  ca lu m n ia  im  13. 
J a h rh u n d e r t  s. B onis  gen. W erk  S. 106, A nm erk u n g en  458 u n d  459.
122 Kovachich  gen . W erk , S. 144 u n d  151.
122 A .a.O . S. 151.
ısı In  fier U rk u n d e  fies K ö n ig s A n d reas I I .  a u s  dem  J a h re  1208 sind  fo lgende W endungen  
e n th a lte n ; „H oc quoque no tundum  est quod“, „ Hoc quoque sciendum  est quod“, „Hoc  
tarnen sciendum  est quod“. ( Fejér, CD I I I / l ,  S. 61, 62, 64.) — Im  J a h re  1229 k o m m t 
in d e r U rk u n d e  fies D o m k ap ite ls  von  N e u tra  d ie F o rm el „N otandum  ed a m  quod“ v o r  
(C D P B tl. V II , S. 17). — Im  J a h re  1291 g e b ra u c h t d a s  D o m k a p ite l von  K a rlsb u rg  
den A u sd ru ck  „Item  notandum  quod“ (/A m m erm ann  -  W erner, gen . W erk , B d . I. 
S. 180) usw .
125 Kovachich  gen. W erk , S. 137.
126 „ „ c u iu s lib e t condicion is e t lingue  h o m ines“ (B ćla IV . 1247. E ndlicher  gen . W erk, 
S. 472);
„ p e r  no b iles  e t  a lios cu iu s lib e t cond ic ion is h o m ines“ („ rex  ju n io r“ S te p h a n , 1263, 
C D P  B d. V I I I ,  S. 93);
E ig en leu te  d e r K ön ig in  „ e t  alii cu iu s lib e t condicion is hom ines“ (D er P a la t in ,  1268. 
CDAC B d. V I I I ,  S. 206);
„ p e r  n u lliu s  condicionis, s t a tu s  au t o rd in is  h o m in em “ (S tep h an  V „ 1271, E ndlicher gen. 
W erk  S. 524);
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„ inoolae, c ttiu scu n q u e  lib e r ta t  is sen co nd ic ion is e x is ta n t“ (L ad islau s IV ., 1274 ( D P  
B d. V I I I ,  S . 170);
„ u n a  cum  iio b ilib u s . . .  e t a lio ru m  (!) cu iu s lib e t cond ic ion is h o m inum  (!)“ (B ehörde 
«1er K o m ita te  S bm ogy u n d  Z ala, 1270, C D P  B d . I I ,  S. 22);
iobag ionses e t p o p u li un iversi . . .  lib e ri sive  o ıig in a riis  seti n sseiip t ieiis a liisve  qu i İniş­
li b e t  condio ion ibus i r r e t i t i“ (L ad islau s lV ., 1270, H a Xr. 2716);
„n u b iles  e t alii cu iu s lib e t co nd ic ion is h o m in es“ (L ad islau s JV ., 1279, C'DAC B d. X II . 
S. 250 u n d  folg.);
„ d e  v o lu n ta te  o m n iu m  n o b iliu m  c t alio  ru m  cu iu s lib e t cond ic ion is h o m in u m “ (D er 
P a la t in  Iv a n  1288, ( 'I ) P  B d . V II, S. 206) usw .
127 So h a n d e lt A rtik e l 5 von  d en  P lü n d e re rn  und jen en , d ie sich königliche, k irchliche 
sow ie ad lige  G ü te r  u n rech tm äss ig  an eignen , A rtik e l 14 von den  O rganen , d ie über 
d ie  E rm ittlu n g  falschen B erich t e r s ta t te n .  A rtik e l 32 vcn  den  G ew altig m  die Adlige 
zu B eziehungen  d e r sog. fa m ilia r ita s  zw ingen. A rtik e l 40 von jen en , die a u f  ihrem  
B esitz  G eld p räg en  (K ovachich  gen . W erk , Й. 109, 114, 129 und  136.).
128 B onis  g en . W erk , S. 84. A n m erk u n g  360.
129 K a ra th ich  gen . W erk , S. 109, 124, 136 und  13.S.
130 Szi/ägi/t g en . W erk  S. 164.
131 Kovachich  gen. W erk  113. Ü b e r d ie  „ iv .ta  in fid e lita t is“ s. B onis  g en . W erk S. 105  und  
ebenfalls: H übériség  ć s  rend iség  a k o zép k o ri m ag y a r  jo g b an  (L ehnw esen und  S tä n d e ­
wesen im ungarischen  R ech t fies M itte la lte rs) , K olozsvtir (1947) S. 530 — 532.
132 K ovachich  gen . W e rk S . 108, 113, 129.
133 „ (a r t .  X I I I . )  D um m odo per H om inem  D om ini R egis ad  hoc sp ec ia lite t' tran sm issu m , 
et q u a tu o r  X obiles in qua lib e t P ro v in c ia , atl in q u ire m lu se t sc ien d a ssp o lia tio n es  p rae te - 
r i ta s , e t fu tu  ras d é p u tâ te s  D om ino Regi tid e s  f ia t ,  su b  T estim o n io  C a p itu lo m n :  ub i 
haec. d a m p n a t ione «ligna fu e rin t com m issa  vel fu e ru n t . ( a r t .  X I  V.) S i vero  d ie ti q u a tu o r  
X obiles o b  favorem . vel tim o re ra , a u t  re ce p te  p re tio  tecu sa re , vel h u ju sm o d i dep raed a- 
tio n e s  false suggerere  de  his, q o u s n o v e ru n t, p ra e su m p se rin t, E xco m m u n ica tio n em  
in c u r ra n t,  ex nu n e  la ta m  ipso  facto , n ichilon  in u s  Dom ini R egis c ed a n t Ju d ie io , poena 
c o n tra  eos p ro n u n c ia n d a .“ (A .a.O . S. 114.)
131 „ q u a tu o r  h ira ti  . . .  in fide co ru m  fleo e t regie cornue  d é b ita  su b  v inculo  ex com m it- 
n ie .itio n is  in gen era li congregacione  régis ext une la to  ас alii un iv ers i nob iles per nos 
requ isit i s u p e r  p rem issa  tle s tru c tio n e  P e tiio ra c u lo  v ive  vocis re tu le ru n t , qu o d iid eu i . . . 
o m nia  prem issa  . . . P e tro  in tu lissen t . . . te s tim o n iu m  p e tib e n te s  in hoc p a r te “ (Cod. 
Z ichy  B d. I. S. 89). Z itie rt von H a jn ik :  P e rjo g , S. 300, A n m erk u n g  1 u n d  Jstvânyi. <!.: 
A g en era lis  co n g reg a tio  (D ie gen era lis  congregat io), S o n d e ra b d ru c k  au s  Levölt at i Köz- 
lem ények  Jg g . 1939 um i 1940/41. S. 12 —13. D ie A u sw ertu n g  fier U rk u n d e  eb en d a . 
O rig inal: OLD1 X r. 76177.
135 „ P re p o te n t  ibus te r ra ru m  p rin e ip ib u s  lege so lu t is g lo riam  esse sıtm an ı cerv ices su r s 
a legum  u t d ic tu m  est necessity te  libéras , y d e n ee  sp o n te q u e  sub icere  iugo legis sil ique 
felicem  n ecess ita tem  a d  m elio ra  com p ellen tem  iu x ta  d iv in a ïu n t o racu la  p rg in a irm  
in p o n e re  .часто c o n sc rip ts  suggèren t e s p i i i tu  iu ra  c la m a n t.“ f  F tjér  CD V I / l .S .  180; 
U b. B urg . B d. I l ,  S. 251. Das in fier A renga a n g e fü h rte  D ig e s ta -Z jta t (I. 3. lex 31: 
„princepS  leg ibus so lu tu s  e s t“ ) h e b t L in d eck -P o zza  h e rv o r, a .a .O . S. 253. A n m erk u n g  1 ).
136 Vgl. Bonis, fly .:  P e tru s  <le Vineu lev e lesk ö n y v e  M agyarorszâgon  (D as F o rm elbuch  
îles P e tru s  fle V inea in U ngarn), Filologinj K czlö n y  .Jg. 4 (1958), S. 2 —9 u n d  184, 
sowie / / .  Fichtenau: A renga. S p ä ta n tik e  e n d  M itte la l te r  im  Spiegel von D i-kunden- 
fo rm eln  (M IÖ G F rg än zu n g sb am l, X V II I .  1957) S. 178. Die B ezeichnung  des u n g a ri­
schen K önigs a ls „ p rin c ep s  leg ibus so lu tu s“ e n th ä lt  e rs tm a ls  fliese U rk u n d e . D ie Ut k en tle  
h a n d e lt ü b e r  ilen F riedenssch luss m it A lb rech t H erzog von Ö sterre ich . K r e rh ie lt 1282 
von seinem  V a te r, dem  K aiser R u d o lf, e in  P riv ileg  m it e in e r A renga. d ie des Kaisers 
U n b e sc h rän k th e it vom  G esetz  e rw ä h n t. (Z itie rt d u rch  F ich ten au  in dem  g e n an n ten  
W erk  und  a n  derselben  S te lle .) A usserdem  a rb e ite te n  in d e r herzoglichen  K anzlei 
A lb rech ts  X 'ta re ,  d ie  sich v o rh e r in d e r  ka iserlich en  K anzlei b e tä t ig t  h a b en . E s 
e rg ib t sich d em n ach  m it R ech t ilie F rag e , ob  d ie  A renga d e r F ried en su rk u n d e  
n ic h t e in fach  ein  P ro d u k t d e r  ö ste rre ich isch en  P ra x is  is t ,  d a s  m it d e r u n g a ­
rischen P ra x is  v ie lle ich t ü b e rh a u p t n ic h ts  zu  tu n  h a t ,  tınıl o b  d a h e r  d ie A renga
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ills e ine  A n gabe  b e tr a c h te t  w erden d a rf , d ie  auch  d ie  ideologische E n tw ic k lu n g  U ngarns  
w iderspiegel.
Zw ecks R e c h tfe r tig u n g  m eines in  diu- A rb e it v e rfo lg ten  V erfah ren s will ich d a s  F o l­
g en d e  bem erk en :
D ie U rk u n d e  g e b ra u c h t d e n  A u sd ru ck  „ d e r  vom  G ese tz  n ic h t b e sc h rä n k te  F ü r s t“ 
n ich t a ls  e ine  v o m  K o n te x t u n a b h än g ig e  F loskel, so n d e rn  m it e inem  hoch g rad ig en  
R e d ak tio n sb e w u ss tse in . D ie A renga  h ä n g t  a u ch  m it dem  d i s p o s i t io n  T eil d e r  U r­
k u n d e  eng  zu sam m en . U n te r  „p rin c ep s“ w urden  k o n k re t d e r  K ön ig  von l n g a rn  
und  d e r H erzog von  Ö ste rre ich  v e rs ta n d e n . Die a u c to re s  d e r U rk u n d e  beze ichnen  sic li 
a ls  „ o rd in a to re s  et a rb i t r a to re s  p e r illu striss im es p rin c ip a l A nd(ream ) . . .  V ngariae  
regem . . .  (e t) A l(b e rtu m ) . . .  dueem  A u s tr ia  . . .  d e p u ta t i“ , ih re  A u ftra g g e b e r  a b e r  
w erden  w ied erh o lt ..p re illu s tiiss im i p rin c ip es“ , „ p re d ic ti  p rin c ip es“ g e n a n n t, in deren  
K am en sie sich v e rp flich te n , d a ss  d ie  S tra fe  de r principes  d ie R ä u b e r  u n d  W egelagerer 
t reffen w ird , d a s  K ö n ig tu m  A n d reas’ u n d  das H e rzo g tu m  A lb re ch ts  w erden a ls  „cu- 
tho lic i p r in e ip a tu s“ beze ichnet usw .
Es ist d e m n a ch  u n zw eife lh a ft, d a ss  d ie in de r A renga e rw äh n te n  „ te r r a ru m  p rin cip es 
lege so lu t i“ m it K ö n ig  A n d reas  und  H erzog  A lb rech t iden t isch s in d . E in e  besondere  
B ed eu tu n g  k o m m t au sserdem  in d e r A renga dem  possessiven A t t r ib u t  des A u sdrucks 
„ te r r a ru m  p tin cep s“ zu . D a m it w erden A n d reas u n d  A lb rech t n ich t a lle in  vom  rö m i­
schen p rinceps, a lso  v om  K a ise r  ab g eg ren zt a u f  dem  sich d a s  A ttr ib u t  „ lege  s r lu tu s “ 
u rsp rü n g lich  ausschliesslich  bezogen h a t ,  so n d ern  au ch  von den ö ste ire ich isc lien  und  
u n g arisch en  V ornehm en, d ie  in d e r U rk u n d e  g leichfalls principes  g e n a n n t w erden . 
A n diesem  P u n k t  k an n  v ielleicht d ie  M itarb e it d e r  u n g arischen  B e a u f tra g te n  an  d e r A u s­
w ahl. U m g e sta ltu n g  u n d  A n w endung  des T e x te s  d e r  A renga k la r  g en u g  nachgew iesen  
w erden .
A llerd ings ist d e r  A u sd ru ck  „p rin c ep s  te r ra e “  d as  S y n o n y m  v o n  „ d o m in u s  te r r a e “ , 
und  die R ech ts te rm in c lo g ie  D eu tsc h la n d s  g e b rau c h te  d iesen  h äu fig  au ch  zum  A us­
d ru c k  d e r L an d e sh e rrsc h a ft. (E . M ayer: D eu tsche  und  französische  V erfasstm gs- 
g e sch ich te  vom  9. b is  14. J a h rh u n d e r t ,  Leipzig 1899, B d. I I ,  S. 403 - 4 0 4  und  A n m e r­
kung . II . Conrad: D eu tsche  R ech tsg esch ich te , K arisi uhe 1902, B d. L  S. 18.3. 309 und 
felg. Vgl. F. Kcutejen: D er d e u tsch e  S ta a t des M itte la lte rs , J e n a  1918, 8 . SX, A n m erk u n g  
77. S. 130, 135 usw .) in  den Quellen a u s  dem  X I I I .  J a h r h u n d e r t  finden  w ir jedoch  
ausse rd em  auch  d ie B ezeichnung  „d o m in u s  te r ra e “  des u n g a risch en  K ö n igs, a ls  e h e ­
s te n  G ru n d h e rrn : A rtik e l 33 d e r G oldenen B ulle vom  J a h re  1231 u n te rsch e id e t den  
K önig  a ls  „ d o m in u s te r ra e “ von den H erren  de r b äu ern lieh en  Höfe, den  „ d o m in i lu n d i“ , 
( Vâçzy, l'.:  A sz im bo likus id lam szem lćlet kora  M agyarorsz.âgun (D as Z e ita l te r  de r 
sy m bolischen  S ta a tsa n sc h a u u n g  in U ngarn ), 1932. M inerva K ö n y v tä r  X L , S. ä s . 
A n m erk u n g  22; E ckhart, F .: A sz e n tk o ro n a  esz.me tö r te n e te  (G esch ich te  «1er Id ee  d e r 
H eiligen K rone), B p „  1941, S. 3f>). Im  J a h re  1271 a b e r  e rw äh n t F ried en sb rie f  
des K ön igs S te p h a n  V. so lche B urgen in n erh a lb  d e r G renzen  U n g arn s, „ q u o ru m  prin -  
eijxile d o m in iu m  ad  nos p e r t i r e t “ (< DA< B d . I l l ,  S. 249).
Diese A ngaben  sind  u n m itte lb a re  A n tezed en tien  je n e r  A uffassung , d ie den P u n k te n  
des m it A lb rech t geschlossenen V e rtra g s  zu  en tn e h m en  is t, u n d  d iese P u n k te  w in d en  
a ls B ed in g u n g en , welche d a s  R ech t d es u n g arischen  K önigs g ew äh rle is ten , und  a ls  E r­
folg d e r A rb e it d e r  u n g arisch en  D eleg ierten  in ilie U rk u n d e  au fgenom m en: „d o m in u s  
A l(b e rtu s) d u x  re s titu e !  o m n ia  c a s tra  iu ris regali« ad  regem  et regnun i im m ed ia te  
š pect a n t ia, v idelicet c a s tru m  Poscn iense  cum  c iv i ta te  e t su is per l inenciis leg a lities  et 
c iv i ta te m  T y rn en sem  cum -su is a l l  inenciis t niver.-is . . . I te m  quod  d o m in u s icx  quem - 
lib e t de  A u s tria  vel de q u a lib e t p a r te  A lam an n ie in  aq u is itis  iu s to  in V ngaria  possessio- 
n ibus e t itrribus c o n se rv a h it, sa lva  in o m n ib u s a u c to r i ta te  iurisd icl ionis o rd in ä r ie  ad  
regem  ta m q u a m  ad ve ru m  e t leg itim u n i te r re  d o m in u m  p e r tin e n te “ . Die F o rm u lie ru n g  
dieses le tz te re n  P u n k te s  ist beso n d ers  leh rre ich : e r  sch re ib t dem  ungarischen  K önig 
u n te r  dem  T i t t l  se in er schon  von frü h er b e k an n ten  E ig en sch a lt a ls  „d o m in u s  te r ra e  
d ie  „ o rd in a ria  iu risd ic tio “ zu . D er B egriff de r ordinaria  iurisd ictio  w urzelt im rö m i­
schen R e c h t. (Siehe: d a s  g e n a n n te  W erk  von W. K a em p fe , sow ie I I . E . Feine: \ o m  
F o rtleb en  d es röm ischen  R ech ts  in d e r K irche. Z eitseh r. d . S a v ig n y -S tif tu n g  f. R ech ts- 
gesell. K an . A b t. X L II ,  (1950) S. 21.)
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E s g ib t d em n ach  in d e r  U rk u n d e  e inen  P u n k t ,  d e r  d em  u n g arisch en  K ön ig  -  a ls  
E rfo lg  d e r  A rb e it d e r  u n g arisch en  D eleg ierten  — ein  R e ch t z u s ich e rt, d a s  m it e inem  im 
röm ischen  R ech t w urzelnden  K u n s ta u sd ru c k  um schrieben  is t. D em zufolge is t es seh r 
w ahrschein lich , d ass d ie  in d e r A ren g a  e n th a lte n e  B e ru fu n g  „ p rin c ep s  lege so lu tu s“ 
n ic h t e in fach  ö s te rre ich isch e r P ro v en ien z  is t, so n d e rn  u n te r  M itw irk u n g  u n d  W issen 
fier u n g arischen  D eleg ierten  in d ie  U rk u n d e  au fgenom m en  w urde. Diese K o n zep tio n  
w ird d u rc h  d ie Ü berlegung  n u r  noch b e k rä f t ig t ,  d a ss  sich u n te r  tien D eleg ierten  des 
K ö n ig s A nd reas d ie b e id en  re ch tsk u n d ig en  E rzb ischöfe  L o d o m er u n d  .Johann b e fu n ­
den  h a b en , d e r  V e rtra g  a b e r  „ cu m  s a t is  mo rosa  del iberac  ione, q u am  ta m  a rd u i requ ire  
b a t  m a g n itu d o  negocii“ zu s tan d eg ek o m m en  is t.
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